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Teil I: Begründung 

1 Allgemeines 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lebrade hat in ihrer Sitzung am 23.11.2021 die Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 2 für das Gebiet „südlich 'Lannweg', westlich der Straße 'Am Ehrenmal' sowie der 

Landstraße 53 (L 53), nördlich und östlich landwirtschaftlich genutzter Flächen“ beschlossen. Dieses 

wurde ortsüblich bekannt gemacht. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 schafft auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung die pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine wohnbauliche Entwicklung und einen neuen Feuerwehr-

standort am südwestlichen Siedlungsrand des Ortsteils Lebrade der Gemeinde Lebrade. 

Aufgrund einer stockenden Entwicklung in Bezug auf die wohnbauliche Entwicklung wurde entschie-

den, den Bebauungsplan Nr. 2 in zwei Teilgebiete zu separieren. Das Teilgebiet 1 umfasst nun mehr 

lediglich den Feuerwehrstandort an der Straße „Am Torhaus“ für das Gebiet „südlich der Flurstücke 

23, 24 und 25, westlich der Landstraße 53 (L 53), nördlich und östlich landwirtschaftlich genutzter Flä-

chen“. 

Der derzeit wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Lebrade stellt den nördlichen Rand des Plan-

gebietes (Teilgebiet 1) als 'Sonstiges Sondergebiet' (SO) mit der Zweckbestimmung 'Senioreneinrich-

tung' dar. Der Großteil der Fläche ist im gegenwärtigen Flächennutzungsplan jedoch als 'Fläche für die 

Landwirtschaft' dargestellt.  Um das geplante Vorhaben entsprechend umsetzen zu können, ist eine 

Änderung des derzeit wirksamen Flächennutzungsplanes erforderlich. 

Die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Lebrade wird gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im 

Parallelverfahren mit dem Bebauungsplan Nr. 2 der Gemeinde Lebrade aufgestellt. Die Änderung 

wurde mit Bescheid vom 04.06.2025 genehmigt. Die Genehmigung wurde am 24.06.2025 bekannt ge-

macht. Die Gemeinde Lebrade folgt mit der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes dem Entwick-

lungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB.  

Die Aufstellung erfolgt nach dem Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2026 (BGBl. 2026 I 

Nr. 192) geändert worden ist, i. V. m. der Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 

2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), dem Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 

S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323); 

dem Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein (LNatSchG) in der Fassung vom 24. Februar 2010, 

zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes v. 30.09.2024, GVOBl. S. 734) und der aktuellen Fassung der 

Landesbauordnung (LBO). 

Stand des Verfahrens 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan Nr. 2 

wurde in der Zeit vom 09.11.2022 bis 23.11.2022 (Bekanntmachung am 08.11.2022 im Ostholsteiner 

Anzeiger) durchgeführt. Durch das Verfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde die Öffentlichkeit frühzeitig 

über die Inhalte der Planung informiert und konnte sich hinsichtlich vorhandener Anmerkungen und 

Bedenken zu dem vorgestellten Vorhaben äußern. 
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Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 

BauGB für den Bebauungsplan Nr. 2 wurde in der Zeit vom 17.11.2022 bis 23.12.2022 durchgeführt. 

Das Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB dient der Sondierung (sog. Scoping), indem Behörden und sons-

tigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit gegeben wird, sich zum erforderlichen Umfang und 

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Die eingegangenen planungsrelevanten Stellung-

nahmen und Hinweise wurden geprüft und gegebenenfalls im weiteren Planungsprozess berücksich-

tigt. 

Am … wurde durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Lebrade der Entwurfs- und Veröffentli-

chungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 2 gefasst.  

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde am … ortsüblich und über das Inter-

net bekannt gemacht. Die Öffentlichkeit hatte gemäß § 3 Abs. 2 BauGB Gelegenheit, ihre An-regungen 

und Hinweise zur Planung im Zeitraum … bis … abzugeben. Die Behörden und sonstige Träger öffentli-

cher Belange wurden mit Schreiben vom … aufgefordert, ihre Stellungnahme bis zum … abzugeben. 

Am … wurde durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Lebrade der Satzungsbeschluss des Bebau-

ungsplanes Nr. 2 gefasst.  

Gemäß §§ 1 und 1a sowie 2 und 2a BauGB ist eine Umweltprüfung durchzuführen, deren Ergebnisse 

in einem Umweltbericht (UB) dokumentiert werden; der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil 

dieser Begründung (Teil II).  

2 Gebietsbeschreibung: Größe und Standort in der Gemeinde sowie vorhandene Nutzung 

Die Gemeinde Lebrade liegt nördlich von Plön zwischen den Bundesstraße 76 und 430. Lebrade besteht 

aus den Ortschaften Lebrade, Kossau und Rixdorf sowie Buchholz. Das Plangebiet liegt im Süden des 

besiedelten Bereiches des Ortsteils Lebrade und weist eine Größe von ca. 0,7 ha auf.  

Das Plangebiet besteht aus intensiv genutzter Ackerfläche, die im Osten durch eine Baumreihe be-

grenzt wird. Nördlich schließt Wohnbebauung an das Plangebiet an. Diese wird überwiegend von lo-

ckerer Einfamilienhausbebauung mit zugehörigen Hausgärten dominiert. Westlich, südlich und östlich 

des Plangebietes befinden sich landwirtschaftlich genutzte Flächen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Lebrade hat eine Größe von 

rd. 6.960 m² wird wie folgt umgrenzt: 

• südlich der Flurstücke 23, 24 und 25 

• westlich der Landstraße 53 (L 53) 

• nördlich und östlich landwirtschaftlich genutzter Flächen 
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Das Plangebiet setzt sich künftig wie folgt zusammen: 

Grundnutzung Fläche in rd. m² 

Fläche für Gemeinbedarf  5.010 

Verkehrsflächen (Bestand)  1.450 

Grünflächen  500 

Gesamtfläche 6.960 

3 Anlass der Planung 

Der Neubau der gemeindlichen Feuerwache ist der Anlass für die vorliegende Planung. Die jetzige Wa-

che liegt zentral innerhalb der bebauten Bereiche des Ortsteils Lebrade, ist zu klein und erfüllt nicht 

mehr die aktuellen Sicherheitsanforderungen. Erweiterungsmöglichkeiten am bestehenden Standort 

gibt es nicht in ausreichendem Maße. Die Gemeinde beabsichtigt daher, die Feuerwache zu verlegen 

und an einem neuen Standort zusammen mit der Ortswehr Kossau in verkehrsgünstiger Lage neu zu 

errichten. 

4 Allgemeines Planungsziel 

Die Gemeinde Lebrade verfolgt das Ziel den Neubau der gemeindlichen Feuerwehrwache im Plange-

biet planungsrechtlich vorzubereiten. 

Obwohl am Rande des Siedlungsgebietes gelegen, weist das Plangebiet eine gute Erschließungslage 

und einen direkten Anschluss an das Siedlungsgefüge auf. In vorangegangenen Überlegungen hat sich 

das Plangebiet als am besten geeignete Fläche herauskristallisiert. Die übrigen in Betracht kommenden 

Flächen würden zu einer unerwünschten Ausuferung der Siedlungsstruktur führen oder sind aus an-

deren Gründen weniger geeignet. 

Die gemeindlichen Ziele lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

• Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau der örtlichen Feuerwa-

che in verkehrsgünstiger Lage; 

• Gewährleistung des Brand- und Rettungsschutzes in der Gemeinde Lebrade und im darüber 

hinaus liegenden Einsatzgebiet; 

• Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege. 

5 Rechtliche Rahmenbedingungen, übergeordnete planerische Vorgaben 

Die Städte und Gemeinden haben Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauli-

che Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Bauleitpläne „Flächennutzungspläne“ (vorberei-

tende Bauleitplanung) und die „Bebauungspläne“ (verbindliche Bauleitplanung) sind die Steuerungs-

instrumente der Städte/Gemeinden für eine geplante städtebauliche Entwicklung des Gemeindege-

bietes. Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 3 + 4 BauGB). 
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Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Region ergeben sich aus der Fortschreibung des 

Landesentwicklungsplanes 2021 und aus dem Regionalplan für den Planungsraum III (alt) (Fortschrei-

bung 2000). 

Folgende planerische Vorgaben sind bei der Bauleitplanung aus den bestehenden Fachplänen zu be-

rücksichtigen: 

5.1 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung (2021) 

Der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 ist am 17. Dezember 2021 in 

Kraft getreten. Er wurde mit Zustimmung des Landtags von der Landesregierung als Rechtsverordnung 

erlassen (Landesverordnung über den Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein – Fortschreibung 

2021 (LEP-VO 2021)). Die Fortschreibung 2021 ersetzt den Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 

2010. Sie bezieht sich auf den Zeitraum 2022 bis 2036. 

Der Landesentwicklungsplan enthält für die Gemeinde Lebrade die nachfolgenden Darstellungen:  

 

Die Gemeinde Lebrade hat keine zentralörtliche 

Funktion und ist nach der 'Landesverordnung zur 

Festlegung der zentralen Orte und Stadtrand-

kerne' vom 05. September 2019 dem Nahbe-

reich der Stadt Plön zugeordnet, die gemäß § 3 

ein Unterzentrum mit Teilfunktionen eines Mit-

telzentrums darstellt. 

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erforder-

nisse der Raumordnung ergeben sich aus der am 

17. Dezember 2021 in Kraft getretenen Fort-

schreibung des Landesentwicklungsplanes 

Schleswig-Holstein (LEP) und dem Regionalplan 

für den Planungsraum III (alt), Fortschreibung 

2000. Die Fortschreibung des LEP ersetzt den 

Landesentwicklungsplan aus dem Jahr 2010. 

 

 

Die Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein 2021 (LEP) weist die Gemeinde 

Lebrade als ländlichen Raum aus. Der LEP führt unter 2.3 dazu folgendes aus: "Die ländlichen Räume 

sollen als eigenständige, gleichwertige und zukunftsfähige Lebensräume gestärkt werden. Die Rah-

menbedingungen für die wirtschaftliche Entwicklung sollen verbessert werden. Die Bedeutung der 

ländlichen Räume als Natur- und Erholungsräume soll nachhaltig gesichert werden. Der Vielfalt und 

Unterschiedlichkeit der ländlichen Räume sollen teilräumliche Strategien und Entwicklungskonzepte 

Rechnung tragen, die endogene Potenziale nutzen." 

Die Gemeinde Lebrade liegt zudem im 'Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung'. Dieser umfasst 

"[…] Räume, die sich aufgrund der naturräumlichen und landschaftlichen Voraussetzungen und Poten-

ziale sowie ihrer Infrastruktur für Tourismus und Erholung besonders eignen. […] In den Entwicklungs-

gebieten für Tourismus und Erholung soll eine gezielte regionale Weiterentwicklung der Möglichkeiten 

Abbildung 1: Ausschnitt Fortschreibung Landesentwick-

lungsplan Schleswig-Holstein; Quelle: www.schleswig-

holstein.de 
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für Tourismus und Erholung angestrebt werden." (Ziffer 4.7.2 des LEP). Zudem liegt die Gemeinde im 

Naturpark 'Holsteinische Schweiz'. 

Zusätzlich befindet sich die Gemeinde Lebrade nach dem LEP in einem 'Vorbehaltsraum für Natur- und 

Landschaft'. Gemäß Ziffer 6.2.2 umfassen 'Vorbehaltsräume für Natur und Landschaft' "großräumige, 

naturraumtypische, reich mit naturnahen Elementen ausgestattete Landschaften, Biotopverbundach-

sen auf Landesebene sowie die Biosphärenreservate „Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer und Hal-

ligen“ und „Flusslandschaft Elbe - Schleswig-Holstein“. Sie dienen als Planungsgrundlage für ganzheit-

liche Schutzansätze sowie zur Entwicklung großflächiger naturbetonter Landschaftsbestandteile und 

Kulturlandschaften mit ihren charakteristischen Lebensräumen und Lebensgemeinschaften." 

Die Ziele und Grundsätze des Landesentwicklungsplanes werden durch die vorliegende Planung eines 

Feuerwehr-Neubaus im unmittelbaren Anschluss an bestehende Siedlungsflächen nicht beeinträchtigt. 

5.2 Regionalplan für den Planungsraum II (Neuaufstellung, 2. Entwurf 2025) 

Die Regionalpläne beinhalten den langfristigen Entwicklungs- und Orientierungsrahmen für die räum-

liche Entwicklung des Planungsraumes aus überörtlicher Sicht. In Schleswig-Holstein werden die Regi-

onalpläne derzeit neu aufgestellt. Mit der Neuaufstellung werden die ehemaligen Planungsräume er-

setzt und die anzustrebende räumliche Entwicklung im Planungsraum für die nächsten 15 Jahre ab 

Inkrafttreten des neuen Regionalplans festgelegt.  

Nun mehr liegt ein zweiter Entwurf vor, welcher als Ziel in Aufstellung für Bauleitplanverfahren heran-

zuziehen ist. Es werden die folgenden Aussagen getroffen: 

 Nach dem Regionalplan befindet sich das Plan-

gebiet innerhalb eines von Bönebüttel bis zur 

Ostsee reichenden 'Gebietes mit besonderer Be-

deutung für Tourismus und Erholung'. Zudem 

sind innerhalb des Gemeindegebietes Vorrang- 

und Vorbehaltsgebiete für den Naturschutz und 

ein ‚Vorranggebiet für den Abbau oberflächen-

naher Rohstoffe' dargestellt. 

Die Darstellungen werden von der Planung nicht 

berührt. 

 

Abbildung 2: Auszug aus dem Regionalplan für den Pla-

nungsraum II Neuaufstellung – 2. Entwurf 2025 (Quelle: 

www.schleswig-holstein.de) 
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5.3 Derzeit wirksamer Flächennutzungsplan 

 

Der gegenwärtig wirksame Flächennutzungsplan 

(FNP) aus dem Jahr 2006 stellt das Plangebiet als 'Flä-

che für die Landwirtschaft' dar. Da im Bebauungsplan 

Nr. 2 – Teilgebiet 1 künftig überwiegend eine 'Fläche 

für den Gemeinbedarf' mit der Zweckbestimmung 

'Feuerwehr' ausgewiesen werden sollen, ergibt sich 

eine Abweichung zu den Darstellungen im Flächen-

nutzungsplan. 

 Daher wurde im Parallelverfahren der Flächennut-

zungsplan geändert. Der Änderungsbereich umfasst 

dabei auch die bisher als Wohnbauflächen vorgese-

henen Bereiche. Die Genehmigung der 2. Änderung 

des Flächennutzungsplanes wurde mit Bescheid vom 

04.06.2025 erteilt. Die Erteilung der Genehmigung 

wurde am 24.06.2025 bekannt gemacht. 

Die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes stellt im 

Norden/Westen eine 'Wohnbaufläche' (W) dar. Das 

Plangebiet wird nun mehr als 'Fläche für den Gemein-

bedarf' mit der Zweckbestimmung 'Feuerwehr' dar-

gestellt, so dass dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 

2 BauGB, wonach Bebauungspläne aus dem Flächen-

nutzungsplan zu entwickeln sind, entsprochen wird. 

6 Entwicklungspotenziale 

Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 ist es die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 

wohnbauliche Entwicklung und einen neuen Feuerwehrstandort am südwestlichen Siedlungsrand des 

Ortsteils Lebrade der Gemeinde Lebrade zu schaffen. Aufgrund einer stockenden Entwicklung in Bezug 

auf die wohnbauliche Entwicklung wurde entschieden, den Bebauungsplan Nr. 2 in zwei Teilgebiete zu 

separieren. Das Teilgebiet 1 umfasst nun mehr lediglich den Feuerwehrstandort an der Straße „Am 

Torhaus“. Die Standortsuche hat sich entsprechend dem Ursprungsgedanken auf Ebene des Flächen-

nutzungsplanes jedoch mit Flächen von einer entsprechenden Größe und Anbindung beschäftigt. Die 

2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Lebrade wurde mit Bescheid vom 04.06.2025 

genehmigt. Die Genehmigung wurde am 24.06.2025 bekannt gemacht. 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächen-

nutzungsplan. 

Abbildung 4: Zukünftige Darstellung in der 2. Änderung 

des Flächennutzungsplanes. 
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Potentialanalyse der Baulücken und Entwicklungsflächen 

In der Gemeinde Lebrade besteht eine große Nachfrage nach Wohngrundstücken. Die örtliche Nach-

frage kann die Gemeinde gegenwärtig nicht bedienen, so dass es auch vereinzelt zu Abwanderungen 

aus der Gemeinde gekommen ist. Bevor jedoch ein neues Baugebiet ausgewiesen werden kann, sind 

Gemeinden im Hinblick auf den in § 1 Abs. 5 BauGB betonten Vorrang der Innenentwicklung gefordert, 

gemäß § 1 a Abs. 2 BauGB Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung vorzunehmen und 

ihrer Abwägungsentscheidung zugrunde zu legen. Es ist zu überprüfen, inwieweit noch vorhandene 

Flächenpotenziale ausgeschöpft werden können, da der Innenentwicklung Vorrang vor der Außenent-

wicklung einzuräumen ist. Die Potenzialanalyse dient damit dem in § 1 a Abs. 2 Baugesetzbuch veran-

kerten Grundsatz, mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. 

Daher hat die Gemeinde mit dem Stand 23. November 2020 eine Innenbereichs- und Nachverdich-

tungspotenzialanalyse in den Ortsteilen Lebrade und Kossau vorgenommen. Es wurden in einer Karte 

(siehe nachfolgende Abbildungen) die vorhandenen Baulücken (rote Darstellung in der Karte) zur Über-

sichtlichkeit eingetragen und in einer tabellarischen Bilanzierung die einzelnen Potenzialflächen dar-

gestellt sowie entsprechend auf ihre Umsetzbarkeit und Eignung hin bewertet. Zudem wurden Flächen 

aufgezeigt, die im Flächennutzungsplan bereits für eine bauliche Entwicklung vorgesehen sind (Wohn-

bauflächen, gemischte Bauflächen, Sonstige Sondergebiete). Diese sind in den Übersichtskarten blau 

dargestellt. 

Es wurde geprüft, ob die vorhandenen Potenziale die hohe Nachfrage nach Wohnraum decken können 

oder ob trotz der vorhandenen Potenziale die Aufstellung eines Bebauungsplanes und ggf. die Ände-

rung des Flächennutzungsplanes nötig wird, um den benötigten Wohnraum für die örtliche Bevölke-

rung bereitzustellen. 

Insgesamt befanden sich am 23. November 2020 in den beiden Ortsteilen  

22 Baulücken, wovon sich 14 auf den Ortsteil Lebrade und acht Baulücken auf den Ortsteil Kossau 

verteilen, die für eine Bebauung theoretisch zur Verfügung stehen. Die Baulücken werden überwie-

gend als Gartenland oder landwirtschaftlich genutzt, teilweise sind sie auch Bestandteil eines landwirt-

schaftlichen Betriebes. 
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Abbildung 5: Innenbereichs- und Nachverdichtungspotentiale- Teil A - Ortsteil Lebrade, Nov. 2022, Czierlinski. 
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Eine Entwicklung der Baulücken zu Wohnzwecken ist theoretisch möglich. Die Baulücken befinden sich 

aber, mit Ausnahme einer Baulücke, nicht im gemeindlichen Besitz. Es sind keine Bau- oder Verkaufs-

absichten der Grundstückseigentümer bekannt. Zu beachten ist auch, dass sich in der Gemeinde, be-

sonders im Ortsteil Kossau, mehrere landwirtschaftliche Betriebe befinden, von denen Geruchsimmis-

sionen auf die Baulücken einwirken können. Diese sind unterliegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt zwar 

keiner aktiven Nutzung mehr, eine entsprechende Aufgabe der Rechte ist bislang aber nicht erfolgt, 

sodass eine Nutzung wieder aufgenommen werden kann. Ob bei der Entwicklung der Baulücken ge-

sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet werden können, ist immissionsschutzrechtlich zu 

prüfen. Die jeweilige Betrachtung erfolgt seitens der Gemeinde im Zuge potenzieller Entwicklungen im 

Umfeld der Standorte sowie im Zuge der grundsätzlichen weiteren Siedlungsentwicklung. Der Ge-

meinde Lebrade ist daran gelegen dem Grundsatz des sparsamen Umganges mit Grund und Boden als 

auch der vorrangigen Innenentwicklung im Rahmen gemeindlicher Planungen zu folgen, sofern die 

örtlichen Gegebenheiten sowie die bestehenden Eigentumsverhältnisse dies ermöglichen. 

Der Großteil der Baulücken erscheint nach der Betrachtung für eine wohnbauliche Entwicklung eher 

ungeeignet. Zudem besteht das vorhandene Baurecht bzw. die Zugehörigkeit zum Innenbereich bereits 

bei zahlreichen Baulücken schon seit vielen Jahren bzw. Jahrzehnten. Dennoch hat keine Entwicklung 

stattgefunden. Eine künftige Umsetzung kann als sehr gering angesehen werden. Wenn man erfah-

rungsgemäß von einer Umsetzungsquote von 8 bis 10 % für die nächsten Jahre ausgeht, stehen von 

den genannten Baulücken in den nächsten Jahren maximal zwei Baulücken für eine wohnbauliche Ent-

wicklung zur Verfügung. Somit wird der für die Gemeinde Lebrade zulässige wohnbauliche Entwick-

lungsrahmen gem. der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes im Zuge des Bebauungsplanes 

Abbildung 6: Innenbereichs- und Nachverdichtungspotentiale- Teil B - Ortsteil Kossau, Nov. 2022, Czierlinski. 
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Nr. 2 nicht überschritten. 

Ein über einen längeren Zeitraum anhaltenden Leerstand an Wohnraum - bedingt durch Tod, Wechsel 

in eine Alten- oder Pflegeeinrichtung oder durch normalen Wohnungswechsel - war und ist in der Ge-

meinde Lebrade nicht zu verzeichnen. Im Gegenteil: Lebrade erfreut sich bei der Bevölkerung als 

Wohnstandort zunehmend großer Beliebtheit. Auch bei der Vorortbegehung am 23. November 2020 

konnte kein Leerstand ermittelt werden. 

In der Gemeinde Lebrade gibt es diverse Bereiche, die theoretisch einer Nachverdichtung unterzogen 

werden könnten. Dabei handelt es sich um offensichtlich untergenutzte Grundstücke. Offensichtlich 

untergenutzte Grundstücke sind Grundstücke, die nach aktuell gültigem Planungsrecht baulich nicht 

voll ausgenutzt sind. Deren Potenzial bezieht sich auf die Hauptgebäude. Es kann nötig sein, dass zur 

Nachverdichtung eines Grundstückes ggf. Nebengebäude abgerissen werden müssen. 

In der Gemeinde Lebrade gibt es mehrere Nachverdichtungspotenzialflächen. Da sich davon jedoch 

keine im gemeindlichen Eigentum befindet, liegt hier erfahrungsgemäß die Umsetzungswahrschein-

lichkeit bei max. 7 % zur Schaffung von Baumöglichkeiten (z. B. Anbau einer Wohneinheit an das Be-

standsgebäude, ggf. Bau eines freistehenden Gebäudes oder Schaffung einer Einliegerwohnung durch 

Aufstockung). Auch durch Nachverdichtung von bebauten Grundstücken kann die Nachfrage nach drin-

gend benötigtem Wohnraum für den örtlichen Bedarf nicht befriedigt werden. 

Die Gemeinde Lebrade ist durch ihre Lage zwischen den Städten Plön und Preetz in landschaftlich reiz-

voller Umgebung ein beliebter und nachgefragter Wohnstandort. Vermehrte Anfragen nach Baugrund-

stücken aus dem Ort veranlassten die Gemeindevertretung dazu, bauleitplanerisch tätig zu werden. 

Unter Berücksichtigung der Aussagen aus dem Landesentwicklungsplan und dem Regionalplan für den 

Planungsraum III (alt) sowie der Ergebnisse dieser Untersuchung "Innenbereichs- und Nachverdich-

tungspotenziale in den Ortsteilen Lebrade und Kossau" kam die Gemeinde zu dem Ergebnis, dass dem 

örtlichen Nachfragedruck nach zusätzlichem Wohnraum nur durch ein neues Baugebiet begegnet wer-

den kann. Allein durch die Innenentwicklung kann der örtliche Bedarf nicht ausreichend befriedigt wer-

den. Aus diesem Grund hat sich die Gemeinde dazu entschlossen, dem dringend benötigten Bedarf an 

Wohngrundstücken für den örtlichen Bedarf mit der Ausweisung eines Wohngebietes für voraussicht-

lich 10 Baugrundstücke zu begegnen. Gleichzeitig soll der Neubau der gemeindlichen Feuerwache re-

alisiert werden. Großräumig betrachtet handelt es sich um eine Arrondierung der Siedlungsstruktur. 

7 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Sämtliche Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 2 sind darauf ausgerichtet, dass die baulichen An-

lagen des Allgemeinen Wohngebietes (WA) sowie der Feuerwehr eine stimmige Ergänzung des vor-

handenen Ortsbildes schaffen ohne die Umgebung zu beeinträchtigen. 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 5 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 und § 4 BauNVO) 

Es wird eine 'Fläche für den Gemeinbedarf' gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB mit der Zweckbestimmung 

'Feuerwehr' ausgewiesen. Innerhalb dieser sind folgende bauliche Einrichtungen und Anlagen zulässig: 

- Feuerwehrgerätehaus, 

- Räume für die Verwaltung der Feuerwehr, 
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- sonstige bauliche Anlagen und Einrichtungen für Zwecke der Feuerwehr, 

- Stellplätze, Garagen, Lager- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr. 

 

Demnach dient die Fläche für den Gemeinbedarf vorrangig den Interessen der Freiwilligen Feuerwehr 

und somit dem Gemeinbedarf im Rahmen der Daseinsfürsorge der Gemeinde Lebrade. 

 

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die festgesetzten überbaubaren Grundstücks-

flächen (Baugrenzen), die Grundflächenzahl (GRZ), die Höchstzulässigkeit von maximal einem bzw. 

zwei Vollgeschossen und die maximale Firsthöhe (FH). 

7.2.1 Bauweise und Baugrenzen, Baulinien 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 + 23 BauNVO)  

Die Baugrenzen auf der 'Gemeinbedarfsfläche' sind entsprechend dem Gebot der planerischen Zurück-

haltung so festgesetzt, dass sich die beabsichtigten Nutzungen auf dem Gelände realisieren lassen und 

der Gemeinde und dem beauftragten Architekten ein Gestaltungsfreiraum für die Anordnung der bau-

lichen Anlagen gegeben wird. 

Hinsichtlich einer funktionalen Errichtung der Lärmschutzwand im nördlichen Teilbereich der Gemein-

bedarfsfläche erfolgt in entsprechender Verlängerung die Festsetzung einer Baulinie, um sicherzustel-

len, dass eine geschlossene Gebäudewand entsteht. 

Im gesamten Plangebiet sind nur Gebäude in offener Bauweise (o) zulässig, um einer ortsuntypischen 

Verdichtung entgegenzuwirken. Für die 'Gemeinbedarfsfläche' ist kein Haustyp festgesetzt, da in die-

sem Bereich hinsichtlich der Zielsetzung ohnehin von der Errichtung eines Einzelhauses auszugehen 

ist. 

Für die Fläche der Gemeinbedarfsfläche erfolgt die Festsetzung von zwei Vollgeschossen (II), um die 

Möglichkeit zu schaffen oberhalb der Funktionsbereiche des Feuerwehrgebäudes weitere Räumlich-

keiten für entsprechend zugeordnete Nutzungen vorsehen zu können und so die Flächeninanspruch-

nahme zu reduzieren. 

7.2.2 Höhe baulicher Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 + 3, § 18 und § 20 BauNVO) 

Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche wird eine maximal festgesetzte Gebäudehöhe (GH) durch Höhen-

angabe über Normalhöhennull (NHN) festgesetzt. 

Grundsätzlich gilt die in der Planzeichnung festgesetzte maximale Gebäudehöhe (GH). Für bestimmte 

Bereiche sind Ausnahmen wie nachfolgend zulässig: 

Von der festgesetzten Höhenbeschränkung sind untergeordnete Bauteile wie technische Anlagen, 

Schornsteine, Antennen, Blitzableiter etc. ausgenommen. Derartige Bauteile dürfen die festgesetzte 
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Gebäudehöhe um max. 2 Meter überschreiten. Ausnahmsweise darf die Errichtung einer Sirenenanlage 

für die Freiwillige Feuerwehr die Gebäudehöhe um bis zu 5,00 m überschreiten. 

Innerhalb des Plangebietes wird die Höhe baulicher Anlagen durch die festgesetzten maximalen Ge-

bäudehöhe (GH) begrenzt.  

Die maximal zulässige Gebäudehöhe (GH) baulicher Anlagen wird auf der 'Gemeinbedarfsfläche' auf 

10,50 m festgesetzt. 

Von den festgesetzten Höhenbeschränkungen sind untergeordnete Bauteile wie technische Anlagen, 

Schornsteine, Antennen, Blitzableiter etc. ausgenommen. Derartige Bauteile dürfen die festgesetzte 

Gebäudehöhe um max. 2 Meter überschreiten. 

Ergänzend erfolgt eine zusätzliche Ausnahme für die Errichtung einer Sirenenanlage mit einer zulässi-

gen Überschreitung der festgesetzten Firsthöhe um bis zu 5,0 m, um der Freiwilligen Feuerwehr der 

Gemeinde Lebrade den erforderlichen Entwicklungsrahmen planungsrechtlich zu ermöglichen. 

7.2.3 Grundflächenzahl 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 und § 19 BauNVO) 

Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 auf der Gemeinbedarfsfläche darf durch die Grundflä-

chen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen (Garagen und Stellplätze mit ihren Zu-

fahrten, Nebenanlagen, bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche) bis zu einer Grundflächen-

zahl von max. 0,9 überschritten werden. 

Die Entwicklung der Feuerwehr bedarf hinsichtlich der geplanten Nutzung eines erhöhten Flächenum-

fanges, wobei nur ein untergeordneter Anteil dem Gebäude zuzuschreiben ist. Ein großer Umfang der 

versiegelten Flächen umfasst die Bereiche für Stellplatz- und Rangierflächen. Aus diesem Grund erfolgt 

im Bereich der Gemeinbedarfsfläche die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2, um ent-

sprechend der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche (Baufenster) eine Umsetzung des Feu-

erwehrgebäudes planungsrechtlich zu ermöglichen. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 

darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen (Garagen und 

Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen, bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche) bis 

zu einer Grundflächenzahl von max. 0,9 überschritten werden, um die entsprechenden Nebenflächen 

im erforderlichen Umfang herstellen zu können. Durch die gegliederte Festsetzung des Grades der zu-

lässigen Versiegelung ist sichergestellt, dass die für eine ungehinderte Nutzung der Feuerwehr benö-

tigten Flächen hergestellt werden können, aber gleichzeitig der Umfang der hochbaulichen Anlagen 

auf den tatsächlich erforderlichen Umfang begrenzt ist. 

7.3 Sichtdreiecke 

(§ 9 Abs.1 Nr. 10 BauGB) 

Die in der Planzeichnung festgesetzten Sichtflächen sind von Sichthindernissen und jeglicher Bebauung, 

und Bepflanzung über 0,80 m über Fahrbahnoberkante dauernd freizuhalten. Ausgenommen von dieser 

Regelung sind vorhandene Bäume, wenn deren Kronenansatz einen Mindestabstand von 3,00 m Höhe 

zur Fahrbahnoberkante einhält. 
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Zur Gewährleistung einer ausreichenden Übersichtlichkeit und der Verkehrssicherheit erfolgt die Fest-

setzung von Sichtdreiecken. Die entsprechenden Bereiche sind für die Sicherstellung von ausreichen-

den Sichtweiten freizuhalten.  

7.4 Ein- bzw. Ausfahrten  

(§ 9 Abs.1 Nr. 4,11 und Abs. 6 BauGB) 

Innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf erfolgt die verbindliche Verortung der zweier Zu- bzw. 

Ausfahrten auf die Straße „Am Torhaus“ (L 53). Dies ist erforderlich, um ein Queren der Verkehre zwi-

schen anrückenden und abrückenden Feuerwehrkameraden sowie dem eigentlichen Einsatzfahrzeug 

zu vermeiden. Um insbesondere im Einsatzfall ausreichende Sichtbeziehungen zu gewährleisten, sind 

im Zuge der Planung entsprechende Sichtfelder von jeglicher Bebauung und Bepflanzung freizuhalten. 

7.5 Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

Die Fläche des Plangebietes des Bebauungsplanes Nr. 2 umfasst eine Teilfläche der bestehenden Stra-

ßenverkehrsfläche „Am Torhaus“ (L 53), um die Erschließung der geplanten baulichen Entwicklung zu 

sichern. Die Fläche für den Gemeinbedarf Feuerwehr ist unmittelbar an der Straße „Am Torhaus“ (L 

53) und wird über diese für die Rettungsfahrzeuge als auch die an- bzw. abrückenden Kameraden er-

schlossen. Die Planzeichnung (Teil A) setzt die entsprechenden Zufahrtsbereiche für beide Nutzergrup-

pen fest, um ein unzulässiges Queren der Verkehre auszuschließen. 

7.6 Versorgungsanalgen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i. V. m. § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO) 

Erneuerbare Energien 

Kleinwindanlagen und baulich eigenständig aufgestellte Solaranlagen sind im Plangebiet unzulässig. 

Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind nur an und auf Gebäuden zulässig, parallel angebracht 

zur Fassade oder zum Dach. 

Im gesamten Plangebiet sind Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie nur an und auf Gebäuden 

zulässig, parallel angebracht zur Fassade oder zum Dach. Unzulässig sind aufgeständerte oder 

überkragende Anlagen sowie selbständige oder freistehende Solaranlagen. Windkraftanlagen, auch 

als Nebenanlagen, sind unzulässig. Ausnahmen für solche Anlagen i. S. v. § 14 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 

BauNVO sind nicht zulässig. Die Festsetzung findet ihre Ursache darin, dass die Aufstellung 

selbständiger Solaranlagen und von Windrädern mit optischen und akustischen Auswirkungen 

verbunden ist, die dem geplanten Charakter des dörflichen Wohnens widersprechen würden. Mit der 

Möglichkeit, Solarmodule an Fassaden und auf Dächern zu installieren, besteht eine angemessene 

Möglichkeit, regenerative Energiegewinnung zu betreiben. 

7.7 Flächen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Im Bereich der in der Planzeichnung festgesetzten Flächen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen sind Lärmschutzwände mit einem Gewicht von mindestens 20 kg/m² zu errichten. 
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Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche sind die Oberflächen der Fahrgassen der geplanten Stellplatzanlage 

sowie des Betriebshofes mindestens in ebenem Pflaster herzustellen. Als eben gilt Pflaster wenn die 

Summe aus Fuge und Fase < = 9 mm beträgt. Alternativ ist Asphalt einzusetzen. 

Im Zuge des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Lebrade ist die Erstellung einer lärmtechnischen 

Untersuchung durch das Büro Wasser- und Verkehrs-Kontor erfolgt. Das vollständige Gutachten liegt 

der Begründung als Anlage bei (vgl. Ziff. 10). 

Auf Grundlage der Festsetzungsempfehlungen der lärmtechnischen Untersuchung erfolgt die Festset-

zung von aktiven Schallschutzmaßnahmen innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf Feuerwehr. 

Um benachbarte und neu hinzukommende Wohngebäude vor Lärmimmissionen durch den Betrieb der 

Feuerwehr zu schützen, sind in zwei Bereichen des Plangebietes 'Flächen zum Schutz vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen' festgesetzt. Dort sind Lärmschutzwände von 3,00 m bzw. mindestens 2,80 m 

Höhe und einem Gewicht von mindestens 20 kg/m² zu errichten. 

Darüber hinaus sind die Oberflächen der Fahrgassen der Stellplatzanlage lärmminimierend 

auszuführen. Entsprechend ist ebenes Pflaster oder Asphalt zu verwenden. 

Die Festsetzung der übrigen Lärmschutzmaßnahmen ist über den Bebauungsplan nicht möglich. Diese 

sind als Auflagen im Rahmen der Baugenehmigung für die abgeschlossene Objektplanung zu 

formulieren.  

7.8 Mit Rechten zu belastende Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die in der Planzeichnung kenntlich gemachten Flächen mit Leitungsrechten (L) sind zugunsten der 

Schleswig-Holstein Netz AG und des Gutes Rixdorf festgesetzt. Die mit den Leitungsrechten (L) 

belasteten Flächen sind von jeglicher hochbaulichen Bebauung freizuhalten und dürfen nicht mit 

Bäumen oder stark- sowie tiefwurzelnden Sträuchern bepflanzt werden. 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich mehrere Leitungen, die teilweise verlegt werden, aber inner-

halb des Plangebietes, z. T. unter der Verkehrsfläche, verbleiben. Die in der Planzeichnung kenntlich 

gemachten Flächen mit Leitungsrechten (L) sind festgesetzt zugunsten der Schleswig-Holstein Netz AG 

und des Gutes Rixdorf. Die mit den Leitungsrechten (L) belasteten Flächen sind von jeglicher hochbau-

lichen Bebauung freizuhalten und dürfen nicht mit Bäumen oder stark- sowie tiefwurzelnden Sträu-

chern bepflanzt werden. 

7.9 Grünordnerische Festsetzungen 

7.9.1 Grünflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 

Private Grünfläche „Schutzgrün“ 

Es erfolgt die Festsetzung von privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Schutzgrün“, um 

durch die Festsetzung der entsprechenden Grundnutzung sowohl die Entwicklung von Knickstrukturen 

mit einem Knickschutzstreifen im Süden des Plangebietes als auch in Verbindung mit einem festge-

setzten Anpflanzgebot die künftige Eingrünung des Plangebietes nach Westen zu ermöglichen. 
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7.9.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Die Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft mit dem Entwick-

lungsziel „Knickschutzstreifen“ (KS) sind zu einer Gras- und Staudenflur aus arten- und blütenreicher 

Regiosaatgutmischung zu entwickeln und extensiv zu pflegen. 

Innerhalb der festgesetzten Knickschutzstreifen ist die Errichtung – auch baugenehmigungsfreier – 

hochbaulicher Anlagen unzulässig. Ebenso unzulässig sind Flächenversiegelungen, Bodenbefestigun-

gen, Aufschüttungen, Abgrabungen sowie die Lagerung von Gegenständen und Materialien jeglicher 

Art. 

Innerhalb der Kronentraufbereiche zzgl. eines 1,5 m breiten Entwicklungsstreifens sind Vollversiegelun-

gen, Auf- und Abgrabungen sowie hochbauliche Anlagen unzulässig. Ausgenommen hiervon sind die 

Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Fußweg“, und die Ein- und Ausfahrten zur Gemeinbedarfs-

fläche, welche auch innerhalb des 1,50 m Abstandes hergestellt werden dürfen. Die Arbeiten sind durch 

einen Baumsachverständigen zu begleiten. 

Für die PKW-Stellplätze auf der Fläche für den Gemeinbedarf sind ausschließlich Materialien mit hoher 

Wasserdurchlässigkeit zu verwenden. 

Abstandsflächen in Form von Schutzstreifen zwischen den baulichen Anlagen den Knickstrukturen un-

terbinden die Beeinträchtigung dieser. Die Schutzstreifen sind zu einer Gras- und Staudenflur zu ent-

wickeln und von sämtlichen baulichen Anlagen, Versiegelungen, Lagerflächen sowie Aufschüttungen 

und Abgrabungen freizuhalten, um eine dem festgesetzten Ziel entsprechende Entwicklung zu ermög-

lichen. 

Die Vorgaben zum Ausschluss baulicher Anlagen, Versiegelungen jeder Art sowie Auf- und Abgrabun-

gen im Kronentraufbereich der Einzelbäume zzgl. 1,5m verhindern eine Schädigung der bestehenden 

und neu anzupflanzenden Einzelbäume.  

Für die PKW-Stellplätze im Bereich der Gemeinbedarfsfläche sind ausschließlich Materialien mit hoher 

Wasserdurchlässigkeit zu verwenden. Die Festsetzung soll der hohen Versiegelung auf der Gemeinbe-

darfsfläche entgegenwirken und trägt zum Erhalt eines naturnahen Wasserhaushaltes bei. 

Bezüglich der Versickerung von Regenwasser wurden bei den fünf vorgenommenen Sondierungen 

keine ausreichend günstigen Bodenverhältnisse angetroffen, weshalb auf eine Festsetzung zur dezent-

ralen Versickerung von Niederschlagswasser verzichtet wird. 

7.10 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und deren Erhalt 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 

Der neu anzupflanzende Knick ist mit einem 1 m hohen, im Fuß 2,5 bis 3 m breiten und in der Krone 1,5 

m breiten Erdwall anzulegen und mit standortheimischen Arten des Schlehen-Hasel-Knicks im Dreiecks-

verband mit Reihenabstand 0,8 m und einem Pflanzabstand von 1 m zu bepflanzen. 

Auf der festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

mit der Kennziffer 1 ist eine Hecke aus standortheimischen und standortgerechten Arten im Dreiecks-

verband mit Reihenabstand von 0,8 m und einem Pflanzabstand von 1 m anzulegen. Die Heckenstruk-

turen sind zweireihig anzulegen, sodass ein geschlossener Gehölzbestand auf gesamter Länge entsteht. 
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Auf der festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

mit der Kennziffer 2 sind zwischen den Eichen heimische Sträucher zweireihig zu pflanzen, die zu einer 

Feldhecke heranwachsen. Die Pflanzmaßnahmen sind vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen umzu-

setzen. 

Der nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG geschützte Knick entlang der L 53 ist zu erhalten und 

darf nicht mit Boden angefüllt oder mit nicht-einheimischen Gehölzen bepflanzt werden. 

Um eine Zerschneidung / Unterbrechung der Flugroute durch die Entfernung des nördlichen Knickab-

schnittes zu vermeiden, ist am nördlichen Ende des Knickes ein Großbaum (z.B. Eiche) zu pflanzen. 

Alle anzupflanzenden oder mit einem Erhaltungsgebiet versehenden Vegetationselemente sind dauer-

haft zu pflegen und zu erhalten. Ausgefallene Gehölze sind zu ersetzen.  

Zum Schutz des Landschaftsbildes werden weitere Eingrünungsmaßnahmen in Form von Gehölzpflan-

zungen festgesetzt. Mit der Anpflanzung der Knickstrukturen südlich sowie der Hecke westlich der Ge-

meinbedarfsfläche erfolgt eine landschaftsraumtypische Abschirmung des Plangebietes, sodass die Be-

einträchtigung des Landschaftsraumes durch die Bebauung reduziert wird. Zudem werden durch die 

Knickneuanlage hochwertige Lebensraumstrukturen als teilweiser Ausgleich für die entfallenden 

Knickstrukturen (Erweiterung Zufahrt) geschaffen. Insbesondere Knicks bieten vielfältige Lebensräume 

für eine große Anzahl von Kleinstlebewesen, sind von großer Bedeutung als Brutbiotope für Vogelarten 

und bilden ein Grundgerüst für die Biotopvernetzung. Der neu angelegte, gesetzlich geschützte Knick 

ist zu erhalten und darf nicht mit Boden angefüllt oder mit nicht-heimischen Gehölzen bepflanzt wer-

den. Der Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des 

Landes Schleswig-Holstein - V 534-531.04 'Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz' vom 20. Ja-

nuar 2017 ist beim Erhalt und der Pflege des Knicks zu beachten. 

Zum Schutz der Fledermausroute entlang des bestehenden Knicks an der L 53 vor Störungen – insbe-

sondere durch Lichtemissionen – sind die Abstände zwischen den Bäumen der Eichenreihe mit heimi-

schen Sträuchern zu bepflanzen, sodass sich eine Feldhecke entwickelt. Darüber hinaus ist am nördli-

chen Ende des zum Erhalt festgesetzten Knicks, welcher sich hauptsächlich aus krankheitsbedingt aus-

gedünnten Eschen und Schwarz-Erlen zusammensetzte, ein Eichenüberhälter zu pflanzen, um die 

Durchgängigkeit der Flugroute aufrecht zu halten. 

Entlang der Straße „Am Torhaus“ befinden geschützte Biotope in Form von Knicks. Für die Feuerwehr-

zufahrt wird der bereits vorhandene nördliche Knickdurchbruch genutzt, der um ca. 6 m aufgeweitet 

werden muss. Im südlichen Bereich muss ein ca. 7 m Knickdurchbruch geschaffen werden. Insgesamt 

müssen 13 m Knick beseitigt werden. Gemäß den 'Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz' sind 

Knickbeseitigungen im Verhältnis 1 : 2 auszugleichen. Daher wird für die Beseitigung der Knickab-

schnitte eine Knick-Neuanlage von 26 m erforderlich. Ggf. ist die Beseitigung von einem weiteren 

Knickmeter (Ausgleich: 2 Knickmeter) nach Süden erforderlich. Dieser ist jedoch nicht innerhalb des 

Plangebietes gelegen, sondern wäre über den ohnehin gesonderten zu stellenden Antrag auf Knickbe-

seitigung zu berücksichtigen. 62 m Knick-Neuanlagen werden im Süden des Plangebietes erbracht, so-

dass die entfallenden Knickmeter vollständig innerhalb des Plangebietes ausgeglichen werden. 

Die in der Planzeichnung festgesetzten Einzelbäume sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Aus-

gefallene Gehölze sind zu ersetzen. Zu ersetzende Bäume sind in der Mindestqualität 3 x verpflanzt, 

16-18 cm Stammumfang zu pflanzen. 
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7.11 Zuordnungsfestsetzung 

Der fehlende Kompensationsbedarf der Eingriffsregelung für Eingriffe in das Schutzgut Boden wurde 

mit einem Umfang von 2.255 m² flächigem Ausgleich ermittelt. 

Der Ausgleich erfolgt durch den Erwerb von 2.255 Ökopunkten aus dem Ökokonto der ecodots GmbH 

mit dem Aktenzeichen 3/08170243 im Kreis Plön, Gemeinde Köhn. 

Im Rahmen der Eingriffsregelung wurde ein Ausgleichsbedarf von 2.255 m² für Eingriffe in das Schutz-

gut Boden ermittelt. Der Ausgleich erfolgt durch den Erwerb von 2.255 Ökopunkten aus dem Ökokonto 

der ecodots GmbH mit dem Aktenzeichen 3/08170243 im Kreis Plön, Gemeinde Köhn.  

Der Ausgleich wird dem Bebauungsplan über eine Zuordnungsfestsetzung konkret zugeordnet. 

8 Verkehrserschließung 

8.1 Individualverkehr 

Die Zu- und Ausfahrt für die Feuerwehr erfolgt direkt auf die L 53. Die K 25 führt in Richtung Westen 

zur B 76, die eine Verbindung zwischen der Stadt Schleswig u. a. über die Städte Eckernförde, Kiel und 

Plön bis zur Gemeinde Scharbeutz darstellt. In Richtung Osten führt die K 25 zur B 430, die die A 21 im 

Süden mit der B 202 im Norden verbindet. Die L 53 führt in Richtung Norden ebenfalls zur B 202 und 

in Richtung Süden zur B 430. 

Um den Autofahrern und Einsatzfahrzeugen ein sicheres Einmünden in die L 53 zu gewährleisten, sind 

Sichtflächen festgesetzt. Die in der Planzeichnung festgesetzten Sichtflächen sind von Sichthindernis-

sen und jeglicher Bebauung, und Bepflanzung über 0,80 m über Fahrbahnoberkante dauernd freizu-

halten. Ausgenommen von dieser Regelung sind vorhandene Bäume, wenn deren Kronenansatz einen 

Mindestabstand von 3,00 m Höhe zur Fahrbahnoberkante einhält. 

9 Umweltbelange 

Gemäß §§ 1 und 1a sowie 2 und 2a BauGB ist eine Umweltprüfung durchzuführen, deren Ergebnisse 

in einem Umweltbericht (UB) dokumentiert werden; der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil 

dieser Begründung (Teil II), auf die entsprechenden Ausführungen wird ergänzend verwiesen. 

9.1 Immissionen und Emissionen 

9.1.1 Verkehrs- und Gewerbelärm 

Es wurde eine lärmtechnische Untersuchung (Gewerbelärm nach TA Lärm) vom Büro Wasser- und Ver-

kehrs-Kontor GmbH aus Neumünster am 14. September 2022 erstellt, um gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse im Plangebiet und der näheren Umgebung zu gewährleisten. Das Gutachten kommt zu 

dem Ergebnis, dass Lärmschutzmaßnahmen in Form von Lärmschutzwänden erforderlich werden. 

Diese müssen im nachfolgenden Bebauungsplan festgesetzt werden. Zudem wurden Vorgaben zu den 

Oberflächen der Fahrgassen des geplanten Parkplatzes sowie des Betriebshofes gemacht, die im Rah-

men der Erschließungsplanung und konkreten Objektplanung berücksichtigt werden müssen. Im Rah-

men der Objektplanung ist außerdem sicherzustellen, dass die Absauganlage einen Schallleistungspe-

gel von LWA = 80 dB(A) nicht überschreitet. 
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9.1.2 Lärm und Geruch Biogasanlage 

In Bezug auf die südlich des Plangebietes gelegene Biogasanlage wurde im Zuge des Bebauungsplanes 

Nr. 2 durch das Büro Lücking & Härtel GmbH eine „Stellungnahme zu Geräuschimmissionen der beste-

henden Biogasanlage“ erstellt. Die vollständige Stellungnahme liegt der Begründung des Bebauungs-

planes als Anlage bei. 

Die Stellungnahme kommt zu dem Ergebnis, dass negative Auswirkungen durch Geräuschemissionen 

der Biogasanlage der Bioenergie Lebrade Rixdorf GmbH & Co. KG am Standort Gut Rixdorf auf die 

schutzbedürftigen Nutzungen im Plangebiet nicht zu erwarten sind. 

Im Hinblick auf zu erwartende Geruchsbelästigungen durch die Biogasanlage südlich des Plangebietes 

wurde im Rahmen derer Erweiterung eine Geruchs-, Ammoniak- und Stickstoffimmissionsprognose 

durch das Büro Lücking & Härtel GmbH aus Belgern-Schildau am 09. Februar 2016 erstellt. Das Gutach-

ten kommt zu dem Ergebnis, dass auf allen maßgeblichen Beurteilungsflächen die Geruchsstunden-

häufigkeiten unterhalb der Immissionswerte der Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) liegen bzw. irrele-

vant sind. Die Zusatzbelastungen der Biogasanlage durch Geruch sind nicht als schädliche Umweltaus-

wirkungen zu werten. Im Plangebiet wurde eine Geruchshäufigkeit der Zusatzbelastung von 0,03 bis 

0,04 ermittelt. Der Immissionswert der TA Luft von 0,10 für Wohngebiete wird damit sicher eingehal-

ten. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse können daher im Plangebiet im Hinblick auf die Geruchs-

belastung gewahrt werden.  

9.1.3 Weitere Landwirtschaftliche Immissionen 

An das Plangebiet grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen. Aus diesem Grund wird darauf hinge-

wiesen, dass die aus einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung resultierenden 

Emissionen (Lärm, Staub und Gerüche) zeitlich begrenzt auf das Plangebiet einwirken können. 

9.2 Natur und Landschaft 

Der Bebauungsplan Nr. 2 der Gemeinde Lebrade wird im Regelverfahren gemäß § 2 Abs. 1 BauGB auf-

gestellt, somit ist eine Umweltprüfung (UP) mit Umweltbericht (UB) bezüglich des Vorhabens erfor-

derlich, die ein separater Bestandteil dieser Begründung (Teil II) ist. Im Umweltbericht werden die vo-

raussichtlich zu erwartenden Umweltauswirkungen ermittelt und bewertet. 

9.2.1 Eingriffsregelung 

Sind aufgrund einer Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung eines Bauleitplanes Eingriffe in 

Natur und Landschaft zu erwarten, ist gemäß § 18 Bundesnaturschutzgesetz über dessen Vermeidung, 

Ausgleich und Ersatz unter entsprechender Anwendung der §§ 14 und 15 Bundesnaturschutzgesetz zu 

entscheiden. 

Die Abarbeitung der grünordnerischen Belange erfolgt in Anlehnung an den Erlass – Verhältnis der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht, gemeinsamer Erlass des Ministeriums für 

Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume und des Innenministeriums vom 

09.12.2013 sowie dessen Anlage und orientiert sich an den Durchführungsbestimmungen zum Knick-

schutz des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume vom 

20.01.2017 im Rahmen des Umweltberichtes. 

Insgesamt kommt es planbedingt bei kompletter Ausnutzung der baulichen Möglichkeiten durch die 

Feuerwehr zu 4.510 m² Neuversiegelungen. Eine detaillierte Bilanzierung erfolgt im Umweltbericht. 
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Die zulässigen Neuversiegelungen sind im Verhältnis 1 : 0,5 auszugleichen. Der Ausgleich, der für das 

Schutzgut Boden erforderlich ist (2.255 m²), wird über ein externes Ökokonto der ecodots GmbH aus-

geglichen. Die Sicherung des erforderlichen Ausgleichs für das Schutzgut Boden erfolgt über eine Zu-

ordnungsfestsetzung gem. § 9 Abs. 1a BauGB. 

Der Ausgleich (26 m), der für die Beseitigung von insgesamt ca. 13 m langen Knickabschnitten erfor-

derlich ist, wird durch 62 m Knick-Neuanlage im Süden des Plangebietes erbracht.  

9.2.2 Artenschutz 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Lebrade wurde durch das Büro ALSE 

Planungsbüro ein Fachbeitrag zum Artenschutz gemäß BNatSchG erstellt. Das vollständige Gutachten 

liegt der Begründung als Anlage bei. 

Zusammenfassung 

In dem vorliegenden Fachbeitrag wurde für das Vorhabengebiet im Rahmen der Aufstellung des Be-

bauungsplans Nr. 2 der Gemeinde Lebrade eine Artenschutzprüfung durchgeführt. 

Die Relevanzprüfung auf Basis der Planungsraumanalyse und der verfügbaren Daten zu Verbreitungs-

gebieten hat ein Erfordernis für Bestands- und Raumnutzungserfassungen für die Arten(-gruppen) Fle-

dermäuse, Reptilien und europäische Vogelarten ergeben. 

Im Rahmen der Bestands- und Raumnutzungserhebung konnten für Fledermäuse und europäische Brut-

vogelarten Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht ausgeschlossen werden. 

Die anschließende Konfliktanalyse hat ergeben, dass ein Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 

44 BNatSchG für Fledermäuse in Bezug auf das Tötungsverbot, das Verbot der Zerstörung oder Beschä-

digung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten sowie das Störungsverbot nicht ausgeschlossen werden 

kann. Hier sind genannte Maßnahmen zu beachten.  

Für europäische Brutvögel kann das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG in Bezug 

auf das Tötungsverbot und das Verbot der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten nicht ausgeschlossen werden. Es sind diesbezüglich die genannten Maßnahmen zu beach-

ten. 

Hinsichtlich der gemäß LBV (2016) einzeln zu betrachtenden Arten (hier: Feldlerche) kann das Eintreten 

von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG in Bezug auf das Tötungsverbot nicht ausgeschlossen 

werden. Es sind die genannten Maßnahmen zu beachten. 

9.2.3 Geschützte Teile von Natur und Landschaft 

Entlang der Landesstraße bestehen Knickstrukturen, welche im Zuge der Planung berücksichtigt wer-

den. 

Knickstrukturen unterliegen den gesetzlichen Regelungen des § 21 LNatSchG i.V.m. § 30 BNatSchG. 

Demnach ist es verboten, Handlungen durchzuführen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen 

erheblichen Beeinträchtigung führen können. 

9.2.4 Weitere Hinweise 

Die DIN-Norm 18920 ist zum Schutz der Bäume, Pflanzenbestände und Vegetationsflächen während 

der Baumaßnahmen und beim Erhalt von Bäumen und sonstigen Bepflanzungen zu beachten. 
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Die DIN-Normen 18915, 19639 und 19731 sind bei dem Umgang und der Wiederverwendung des 

Oberbodens zu berücksichtigen. Bei einem Aufbringen von Bodenmaterial von einer anderen Stelle 

sind die Bestimmungen des § 12 BBodSchV in Verbindung mit der DIN 19731 zu beachten. (Weitere 

Hinweise: LABO-Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV (LABO2002) Die Verdichtungen im Unterboden sind 

nach Bauende vor dem Auftrag des Oberbodens zu beseitigen. Die Witterung ist bei dem Befahren der 

Böden zu beachten. 

Der sachgerechte Umgang mit dem Boden während der gesamten Bauphase sowie die Versiegelungs-

menge sind zu überprüfen. Das Bodenmaterial ist einer seinen Eigenschaften entsprechenden, hoch-

wertigen Nutzung zuzuführen und zu verwerten (z. B. für die Anlage des Knicks). Eine Entsorgung des 

Materials hat nur zu erfolgen, sofern nachgewiesene stoffliche Belastungen (Kontaminationen) eine 

anderweitige Nutzung nicht zulassen. Sollten Hinweise auf Bodenverunreinigungen angetroffen wer-

den, ist die untere Bodenschutzbehörde darüber in Kenntnis zu setzen. 

Aufgrund naturschutzrechtlicher Vorschriften sind die Beseitigung von Gehölzen und die Baufeldräu-

mung nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober und dem 28./29. Februar zulässig. Sollte der genannte 

Zeitraum nicht eingehalten werden können, ist durch einen Sachverständigen nachzuweisen, dass sich 

keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände ergeben und ein entsprechender Antrag bei der un-

teren Naturschutzbehörde des Kreises Plön zu stellen. 

Vor der Beseitigung von Großbäumen (Stammdurchmesser > 50 cm) und vor dem Abriss von Gebäuden 

ist durch einen Sachverständigen nachzuweisen, dass sich dadurch keine Betroffenheit für Fleder-

mäuse oder Vogelarten ergeben. 

Zum Schutz der Haselmaus ist der zu beseitigende Knickabschnitt in der Zeit vom 01. Oktober bis zum 

28./29. Februar auf den Stock zu setzen. Eine Rodung der Wurzeln und Wurzelstöcke des Knickab-

schnitts darf erst nach dem 31. Mai erfolgen. Die Knick-Neuanlage im Süden des Plangebietes muss zu 

der Zeit der Rodung bereits angelegt sein. 

10 Nachrichtliche Übernahmen 

10.1 Knickstrukturen 

In den Randbereichen sowie im nördlichen Teil des Plangebietes befinden sich gemäß § 21 LNatScG 

i.V.m. § 30 BNatSchG geschützte Knicks, die das Plangebiet einfassen.  

Die zu erhaltende Knickstrukturen werden als nachrichtliche Übernahme gem. § 9 Abs. 6 BauGB in die 

Planzeichnung übernommen. Schutzobjekte umfassen auch den Knickwall inkl. eines 0,5 m breiten 

Knicksaums. Pflegemaßnahmen sind entsprechend der Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz 

vom 20. Januar 2017 (Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 

Räume des Landes Schleswig-Holstein - V 534-531.04) durchzuführen. 

- Die bestehenden Knickstrukturen an der Straße „Am Torhaus“ werden in die Planung des Be-

bauungsplanes Nr. 2 integriert. Hier entfallen allerdings insgesamt 15 m Knick für die Zufahrten 

der Feuerwehr.  

- Mit der Baugrenze wird ein Abstand von mehr als einer Höhe Abstand eingehalten.  
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10.2 Anbauverbotszone 

Da es sich bei der 'Landstraße 53' (L 53) um eine Landstraße handelt, die im Bereich des Plangebietes 

außerhalb der Ortsdurchfahrt liegt, ist ein Anbauverbot gemäß dem Straßen- und Wegegesetz des Lan-

des Schleswig-Holstein (StrWG) beachtlich. § 29 Abs. 1 StrWG sagt Folgendes aus: 

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt dür-

fen Hochbauten jeder Art an 

a) Landesstraßen in einer Entfernung bis zu 20 m und 
b) Kreisstraßen in einer Entfernung bis zu 15 m, 

jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahr-

bahn, nicht errichtet werden. 

Die Anbauverbotszonen sind in der Planzeichnung nachrichtlich dargestellt. 

Die Anlage privater Zufahrten ist außerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenze entlang der Landesstraße 53 

grundsätzlich unzulässig und im Bedarfsfall als Sondernutzung zu bewerten. 

Für die Fläche des Vorhabengebietes mit der geplanten Errichtung eines Feuerwehrgerätehauses ist 

die Anlage von zwei Zufahrten erforderlich, um ein Kreuzen der Verkehre von an- bzw. abrückenden 

Kameraden und den Einsatzfahrzeugen auszuschließen. In diesem Zusammenhang ist bereits eine Vor-

abstimmung mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr (LBV) SH erfolgt.  

In Abstimmung mit dem LBV.SH wird die Gemeinde Lebrade die nördliche Zufahrt zum Plangebiet für 

die Feuerwehrkameraden nutzen und die südliche Zufahrt ausschließlich für das Ein- bzw. Ausfahren 

der Einsatzfahrzeuge vorsehen. 

11 Ver- und Entsorgung 

11.1 Wasserversorgung 

Die Versorgung der Bevölkerung mit Trinkwasser erfolgt über die Gemeinde Lebrade als örtliches Was-

serversorgungsunternehmen. 

11.2 Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung erfordert 48 m³/h für einen Zeitraum von 2 Stunden im Umkreis von 

300 m. Löschwasser in ausreichender Menge kann zum einen aus vorhandenen Hydranten in den um-

liegenden Straßen entnommen werden. Zum anderen wird im Rahmen der Erschließungsplanung in 

Absprache mit der örtlichen Feuerwehr zu prüfen sein, ob und wie viele weitere Hydranten innerhalb 

des Plangebietes zu setzen sind. 

11.3 Abwasserentsorgung 

Regenwasser 

Es wurde am 23. September 2021 ein Bodengutachten durch das Büro für Geotechnik und Umwelt-

chemie, Dipl. Ing. Hajo Bauer, erstellt. Bezüglich der Versickerung von Regenwasser wurden bei den 

fünf vorgenommenen Sondierungen keine ausreichend günstigen Bodenverhältnisse angetroffen. Der 

Durchlässigkeitsbeiwert (kf-Wert dieser Bodenschichten liegt erfahrungsgemäß bei kf = 1,0 x 10-7 m/s 

bis kf = 1,0 x 10-10 m/s (Beckenschluffe: schwach durchlässig bis sehr schwach durchlässig) bzw. kf = 5,0 
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x 10-5 m/s (kiesige Sande: durchlässig). Daher muss das anfallende Oberflächenwasser überwiegend 

zentral abgeführt werden.  

Durch das Büro IBL Levsen wurde ein Entwässerungskonzept mit Stand vom 08.02.2023 erstellt. Dem 

Konzept wurde von der unteren Wasserbehörde abgestimmt mit Schreiben vom 22.03.2023 zuge-

stimmt. Diese trifft die folgenden Aussagen zur Regenwasserbeseitigung: 

Die vorh. Regenwasserkanäle in der Straße Lannweg und an der L 53 entwässern in ein vorh. Regen-

rückhaltebecken (Einleitungsstelle 1, L 53). In den bestehenden hydraulischen Berechnungen der vorh. 

Kanäle und des vorh. Regenrückhaltebeckens sind die geplanten Bauflächen bisher mit landwirtschaft-

lichen Abfluss enthalten. Die vorh. Rohrleitungen im Lannweg sind teilweise schon in der Althydraulik 

überlastet. Die Einleitung zusätzlicher Wassermengen aus der gepl. Erschließung sind nur bei einer 

Querschnittserweiterung der vorh. Kanäle und dem Ausbau des vorh. RRB möglich. Die Einleitungswas-

sermengen sind innerhalb des gepl. Baugebietes auf den landwirtschaftlichen Abfluss zu begrenzen. 

Eine Versickerung von Oberflächenwasser ist nur im Bereich der Sondierung BS 5 möglich. Die zukünf-

tigen Haupteinzugsgebiete gliedern sich in 2 Teilgebiete. 

Teilgebiet 2, gepl. Feuerwehrstandort  

Die Grundstücks- und Verkehrsflächen des Teilgebietes 2 entwässern zur L 53. Nahe der gepl. Zufahrt 

liegt ein bestehender Straßenablauf. Unterlagen über die weiterführende Leitung sind nicht vorhanden. 

Die Wassermengen der Teileinzugsgebiete F 6.1 und F 6.2 sind auf dem Grundstück in geeigneter Form 

zurückzuhalten und auf den landwirtschaftlichen Abfluss zu begrenzen. Es liegt noch keine Planung über 

das gepl. Gebäude und die Gestaltung und Befestigung der Außenanlagen vor. Die Planung und Bemes-

sung der Regenwasserrückhaltung und der weiterführenden Leitungen ist nicht Gegenstand dieses Ent-

wurf (des Bauleitplanverfahrens) und muss gesondert nachgewiesen werden. 

 

F5 

F6 

Abbildung 7: Lage-

plan Hydraulik, Ap-

ril 2024, Büro Lev-

sen. 
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Schmutzwasser 

Das Schmutzwasser kann über das Kanalnetz, das in den öffentlichen Straßen und Wegen des benach-

barten Siedlungsgebietes vorhanden ist, entsorgt werden. Hierfür muss das Kanalnetz in das Plange-

biet verlängert werden. 

11.4 Fernmeldeeinrichtungen 

Die Gemeinde Lebrade ist an das Netz der Deutschen Telekom GmbH angeschlossen. Der Zweckver-

band "Breitbandversorgung im Kreis Plön" hat die Aufgabe, die Breitbandversorgung im Gebiet seiner 

Mitgliedsgemeinden sicherzustellen. 

11.5 Gas und Elektroenergie 

Für die Versorgung mit Gas und Elektroenergie ist die Schleswig-Holstein Netz AG zuständig. 

11.6 Abfall 

Für die Abfallentsorgung ist die Satzung über die Abfallwirtschaft des Kreises Plön in der Neufassung 

vom 05. Dezember 2019 maßgeblich. 

12 Archäologie, Denkmalschutz, Altlasten, Kampfmittel 

12.1 Archäologie 

Innerhalb des Plangebietes sind keine archäologischen Funde bekannt. Auch liegt das Gebiet nicht in 

einem archäologischen Interessengebiet. 

Es wird auf § 15 DSchG verwiesen: 

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 

der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 

oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf 

oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder 

zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die 

nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu 

erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese 

Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse, wie Ver-ände-

rungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

12.2 Denkmalschutz 

Die Fläche des Plangebietes befindet sich im unmittelbaren Umgebungsschutzbereich eines gesetzlich 
geschützten Kulturdenkmals (Am Ehrenmal 1 - 3 und Lannweg 1, zur denkmalschutzrechtlich geschütz-
ten Sachgesamtheit "Gut Rixdorf" gehörige Reetdachkaten mit Nebengebäuden), wodurch ein Geneh-
migungsbedarf im Sinne von § 12 Abs. 1 Nr. 3 DSchG ausgelöst werden kann. 

12.3 Altlasten 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Altlasten bekannt. 

Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes wie abarti-
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ger Geruch, anormale Färbung, Austritt von verunreinigten Flüssigkeiten, Ausgasungen oder Reste al-

ter Ablagerungen (Hausmüll, gewerbliche Abfälle usw.) angetroffen, ist der Grundstückseigentümer 

als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Die 

Altlasten sind unverzüglich dem Kreis Plön, Amt für Umwelt, anzuzeigen. 

12.4 Kampfmittel 

Die Gemeinde Lebrade ist nicht in der Anlage der Kampfmittelverordnung aufgeführt. Zufallsfunde von 

Munition sind jedoch nicht gänzlich auszuschließen und unverzüglich der Polizei zu melden. 

12.5 Störfallbetriebe 

Besonders störfallrelevante Betriebe gemäß Störfallverordnung (12. BImSchV gemäß Seveso II RL) sind 

nicht vorhanden. 

Etwa 300 m südlich des Plangebietes befindet sich entlang der Landesstraße 53 (L 53) eine Biogasan-

lage. Eine gutachterliche Berechnung des angemessenen Sicherheitsabstandes zur Biogasanlage 

wurde im Jahr 2016 erstellt. Die Betrachtung kommt zu dem Schluss, dass sich die betrachteten 

Schutzobjekte (Wohnbebauung) nicht innerhalb der Grenzkonzentrationen hinsichtlich der Explosions-

gefährdung durch Methan und der toxischen Gefährdung durch Schwefelwasserstoff befinden. Das 

Vorhaben des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Lebrade liegt somit in einem angemessenen Ab-

stand.  
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Teil II: Umweltbericht 

13 Einleitung in den Umweltbericht 

Nach § 2a BauGB hat die Gemeinde Lebrade im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplanes 

eine Begründung beizufügen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil dieser Begründung, in 

dem entsprechend dem Stand des Verfahrens die aufgrund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen sind. Die inhaltlichen Anforde-

rungen an den Umweltbericht ergeben sich aus der Anlage im BauGB zu dem § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB. 

13.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplanes  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2 – Teilgebiet 1 liegt am südwestlichen Ortsrand des 

Ortsteils Lebrade und weist eine Größe von etwa 6.960 m².  

Es wird eine 'Fläche für den Gemeinbedarf' mit der Zweckbestimmung 'Feuerwehr' festgesetzt. Eben-

falls werden je eine Maßnahmen- und Anpflanzfläche festgesetzt und eine Knickneuanlage im Süden 

der Gemeinbedarfsfläche zur Abgrenzung des Plangebietes verbindlich vorgegeben. Die Planung dient 

der Errichtung eines neuen Feuerwehrstandortes. In der Nähe befindet sich ein europäisches Schutz-

gebiet i. S. von Natura 2000 (FFH-Gebiet oder EU-Vogelschutzgebiet). Aus diesem Grund wurde im 

Rahmen der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Lebrade bereits eine FFH-Vorprü-

fung durchgeführt. Die Vorprüfung kam zu dem Ergebnis, dass eine weitergehende FFH-Prüfung nicht 

erforderlich ist.  

Bei den Flächen des Plangebietes handelt es sich um intensiv genutzte Ackerfläche. Zudem befindet 

sich eine Baumreihe bestehend aus mehreren Eichen mit einem Stammdurchmesser zwischen 0,15 

und 0,2 m entlang der L 53, an die sich weiter östlich ein Fuß- und Radweg sowie ein weiterer Knick 

anschließen. Nördlich und nordöstlich schließt sich überwiegend eine lockere Einfamilienhausbebau-

ung mit zugehörigen Hausgärten an. Westlich und südlich des Plangebietes befinden sich landwirt-

schaftlich genutzte Flächen. Im Osten verläuft die L 53, an die sich weitere landwirtschaftlich genutzte 

Flächen anschließen. 

Die Knicks im Plangebiet sind gem. § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG geschützt. Der vorhandene 

Knickdurchbruch im Osten muss für die Zufahrt zur Feuerwehr um insgesamt 13 m aufgeweitet werden 

und gemäß den 'Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz' im Verhältnis 1 : 2 ausgeglichen wer-

den. 

Die Ausweisung der 'Fläche für Gemeinbedarf' auf der Ackerfläche wird zu dem Verlust dieser und zu 

umfangreichen Flächenversiegelungen für das zukünftige Gebäude sowie die befestigten Hof- und 

Stellplatzflächen führen. Die Flächenversiegelungen stellen naturschutzrechtliche Eingriffe dar, die er-

mittelt und ausgeglichen werden müssen. 

13.2 Beschreibung der Darstellungen mit Angaben über Standorte, Art und Umfang sowie Bedarf 

an Grund und Boden der geplanten Vorhaben 

Nach derzeitigem Planungsstand zeichnen sich folgende Flächenbeanspruchungen konkret ab: 
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- Umwandlung von gärtnerisch genutzten Flächen und einer Ackerteilfläche in 'Wohnbaufläche' 

(W) und 'Gemeinbedarfsfläche' mit der Zweckbestimmung 'Feuerwehr' mit entsprechender 

Versiegelung; 

- Beseitigung von Knickstrukturen und einzelnen Gehölzen; 

- Anlage eines Knicks als Abgrenzung zur offenen Landschaft im Süden. 

13.3 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des Umwelt-

schutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind und der Art, wie diese Ziele und die Um-

weltbelange bei der Aufstellung des Bauleitplans berücksichtigt wurden: 

13.3.1 Fachgesetze  

Baugesetzbuch: Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 sind die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege in der Bauleitplanung zu berücksichtigen. Nach § 1a BauGB sind die umweltschüt-
zenden Belange in der Bauleitplanung einzustellen. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB (Belang e): Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 
und Abwässern 

 Gemäß vorliegendem Bodengutachten ist eine Versickerung anfallender Niederschlagswasser im über-
wiegenden Plangebiet nicht möglich, sodass anfallendes Niederschlagswasser in einem Regenrückhalte-
becken gesammelt und abgeführt werden muss. 

 Baubedingte Bauabfälle und Bodenmassen sind im Rahmen der Baumaßnahmen durch die beauftragten 
Firmen fachgerecht zu entsorgen.  

Betriebsbedingte Siedlungsabfälle werden über die gemeindlichen Entsorgungsbetriebe fachgerecht ent-
sorgt. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB (Belang f): Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente 
Nutzung von Energie 

 Es gelten die Regelungen des EnEG, EEWärmeG, EEG, EnEV, etc. sowie des Energiewende- und Klima-
schutzgesetzes von Schleswig-Holstein (EWKG). 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB (Belang h): Die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die 
durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissions-
grenzwerte nicht überschritten werden dürfen 

 Das Plangebiet liegt nicht in einem Gebiet, für welches besondere Rechtsverordnungen der Europäischen 
Union mit festgelegten Immissionsgrenzwerten gelten. 

Insbesondere durch den induzierten mot. Verkehr kommt es durch stoffliche Emissionen grundsätzlich 
zu Beeinträchtigungen der Luftqualität und des Klimas. Verkehrsbedingte Luftschadstoffe steigen durch 
die Planung aufgrund der zu erwartenden Verkehrsstärke nur geringfügig. Immissionen oberhalb der 
Grenzwerte der 22. BImSchV sind nicht zu erwarten. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB (Belang j): unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die 
Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere 
Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind 

Nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz sind vorgesehene Flächennutzungen zueinander so anzuordnen, 
dass schädliche Umwelteinwirkungen und Auswirkungen, die von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 
Nr. 13 der Richtlinie 2012/18/EU hervorgerufen werden, auf überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete 
sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete (insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrs-
wege, Freizeitgebiete, besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete des Naturschutzes) sowie 
öffentlich genutzte Gebäude so weit wie möglich zu vermeiden. Bei raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen in Gebieten, in denen die in Rechtsverordnungen festgelegten Immissionsgrenzwerte und Zielwerte 
nicht überschritten werden, ist bei der Abwägung der betroffenen Belange die Erhaltung der bestmöglichen 
Luftqualität als Belang zu berücksichtigen. 
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 Im Untersuchungsgebiet und seiner Umgebung sind keine Nutzungen bekannt, von denen eine beson-
dere Gefahr auf schutzwürdige Nutzungen ausgeht. Auch sind in den Plangebieten keine Nutzungen ge-
plant, von denen Gefahren auf umliegende schutzwürdige Nutzungen ausgehen könnten. 

Bodenschutzklausel (§ 1a Abs. 2 BauGB): Mit Grund und Boden soll sparsam umgegangen werden. Bevor 
zusätzliche Flächen für bauliche Nutzungen in Anspruch genommen werden, soll die Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung geprüft werden 

 Die Gemeinde hat sich mit dem Stand 23. November 2020 eine Innenbereichs- und Nachverdichtungs-
potenzialanalyse in den Ortsteilen Lebrade und Kossau vorgenommen. 

Insgesamt befanden sich am 23. November 2020 in den beiden Ortsteilen 22 Baulücken, wovon sich 14 
auf den Ortsteil Lebrade und acht Baulücken auf den Ortsteil Kossau verteilen, die für eine Bebauung 
theoretisch zur Verfügung stehen. Die Baulücken werden überwiegend als Gartenland oder landwirt-
schaftlich genutzt, teilweise sind sie auch Bestandteil eines landwirtschaftlichen Betriebes. Eine Entwick-
lung der Baulücken zu Wohnzwecken ist theoretisch möglich, für einen Feuerwehrstandort jedoch nicht 
geeignet. 

Flächen für eine Wiedernutzbarmachung oder eine Nachverdichtung stehen im Siedlungsgefüge der Ge-
meinde im erforderlichen Umfang zudem nicht zur Verfügung. Entsprechend muss auf Flächen im Au-
ßenbereich zurückgegriffen werden. 

Umwidmungssperrklausel (§ 1a Abs. 2 BauGB): Es ist zu prüfen, ob es Alternativen zur Inanspruchnahme 
von landwirtschaftlichen, als Wald oder für Wohnzwecke genutzten Flächen gibt. Insbesondere sind die 
Möglichkeiten der Innenentwicklung zu prüfen. Finden sich keine Alternativen, ist die Flächeninanspruch-
nahme auf den notwendigen Umfang zu begrenzen. 

 Flächen für eine Wiedernutzbarmachung oder einer Nachverdichtung stehen im Gemeindegebiet Leb-
rade in dem erforderlichen Umfang nicht zur Verfügung. 

Klimaschutzklausel (§ 1a Abs. 5 BauGB): Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnah-
men, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel 
dienen, Rechnung getragen werden. 

 Die Gemeinde Lebrade trifft über den Bebauungsplan Nr. 10 verbindliche Regelungen, welche zu einer 
zeitgemäßen, an den Klimaschutz angepassten Entwicklung beitragen. Im Plangebiet werden verbindli-
che Regelungen zur Rückhaltung und womöglich Versickerung von Niederschlagswasser sowie zur Durch-
grünung getroffen.  

Klimarelevant sind im Gemeindegebiet Flächen nördlich und westlich des Ortsteils Lebrade, im Bereich 
des Lebrader Teichs und seiner umgebenen Niederungsflächen. Diese sind als bedeutende klimatische 
Ausgleichsräume und als Gebiete mit klimasensitiven Bodenverhältnissen von umfangreichen Bebauun-
gen freizuhalten. Das Plangebiet liegt außerhalb dieser Räume. 

Bundes-/Landesnaturschutzgesetz 

Ziel des Bundesnaturschutzgesetzes und dessen gesetzlichen Regelungen auf Landesebene ist die Sicherung 
der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, der Regenerationsfähigkeit und der nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter.  

Gemäß § 1 des BNatSchG sind Natur und Landschaft im besiedelten und unbesiedelten Bereich in ihrer biolo-
gischen Vielfalt, in ihrer Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerati-
onsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie in ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft zu schützen, zu entwickeln und soweit erforderlich wie-
derherzustellen. 

Für Vorhaben im Außenbereich gemäß § 35 BauGB sowie für Pläne, die eine Planfeststellung ersetzen, gelten 
die §§ 14-17 des BNatSchG, wonach erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vom Verursa-
cher vorrangig zu vermeiden sind. Sofern dieses nicht möglich ist, sind Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 
erforderlich. 

Bei Planungen sind neben der Eingriffs-Ausgleichs-Regelung zudem die artenschutzrechtlichen Vorgaben zu 
berücksichtigen. Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,  
1. wild lebenden Tieren besonders geschützter Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen, zu töten 

oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.  
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2. wild lebende Tiere streng geschützter Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten erheblich zu stören. Eine erhebliche Stö-
rung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art ver-
schlechtert.  

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Bei nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2, Satz 1 BauGB 
(Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB, während der Planaufstellung nach § 33 des 
BauGB und im Innenbereich nach § 34 BauGB) gelten die Verbote des § 44 Abs. 1 nur eingeschränkt. So liegt 
bei europäisch geschützten Arten kein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 vor, soweit die 
ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten weiterhin erfüllt werden kann. 

 Das Gesetz findet im Rahmen der naturschutzfachlichen Betrachtungen, des Artenschutzes und des Bi-
otopschutzes durch geeignete Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen Anwen-
dung. 

Bundesbodenschutzgesetz 

Das Bodenschutzgesetz hat die Sicherung und Wiederherstellung der nachhaltigen Funktionen des Bodens 
zum Ziel. 

 Das Gesetz wird durch Regelungen zu möglichen Versiegelungen und zum vorsorgenden Bodenschutz 
berücksichtigt. 

Bundesimmissionsschutzgesetz 

Das Bundesimmissionsschutzgesetz hat insbesondere den Ausschluss schädlicher Umweltauswirkungen zum 
Ziel. 

 Für das Plangebiet wurde in Bezug auf Emissionen der zukünftigen Feuerwehr sowie der südlich gelege-
nen Biogasanlagen Lärm- und Geruchsemissionen untersucht. 

Um grenzwertüberschreitende Lärmimmissionen aus der Feuerwehrnutzung und ungesunden Wohn- 
und Arbeitsbedingungen zu verhindern wurden Festsetzungen zur Errichtung einer Lärmschutzwand ge-
troffen. 

Bundes-/Landeswaldgesetz 

Das Gesetz und seine Regelungen auf Landesebene haben das Ziel, den Wald wegen seines wirtschaftlichen 
Nutzens sowie wegen seiner Bedeutung für die Umwelt und für die Erholung der Bevölkerung zu erhalten, 
erforderlichenfalls zu mehren und seine ordnungsgemäße Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern. 

 Im Plangebiet und seiner direkten Umgebung liegen keine Waldflächen im Sinne des LWaldG, die bei der 
Planung zu berücksichtigen wären. 

FFH- und die EU-Vogelschutzrichtlinie 

Die Richtlinien haben das wesentliche Ziel, ein zusammenhängendes europaweites Netz von Schutzgebieten 
zu entwickeln (Netz Natura 2000). 

 Im Geltungsbereich des Plangebietes gibt es keine FFH-Gebiete und keine Europäischen Vogelschutzge-
biete. In der Umgebung des Plangebietes befinden sich jedoch die Naturschutz- und FFH-Gebiete 'Vogel-
freistätte Lebrader Teich' (FFH DE 1728-305) im Nordosten in einer Entfernung von etwa 200 m sowie 
das Gebiet 'Rixdorfer Teich und Umgebung' (FFH DE 1728-304) im Südwesten in einer Entfernung von 
etwa 1.000 m. 

Ebenso befinden sich in denselben Entfernungen und Richtungen die EU-Vogelschutzgebiete "Teiche zwi-
schen Selent und Plön" (1728-401). 

Aufgrund der Nähe des Plangebietes zu den Natura 2000-Gebieten, wurde im Rahmen der 2. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Lebrade eine FFH-Vorprüfung durchgeführt. Die FFH-Vorprü-
fung kommt zu dem Ergebnis, dass die zukünftige Planung nicht geeignet ist, selbst oder im Zusammen-
wirken mit anderen Handlungen eine erhebliche Beeinträchtigung des FFH-Gebietes DE 1728-305 her-
beizuführen. Eine weitergehende FFH-Prüfung ist daher nicht erforderlich. 
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Wasserhaushaltsgesetz 

Es dient der Verhütung einer Verunreinigung des Wassers oder sonstiger nachteiliger Veränderungen seiner 
Eigenschaften. 

 Gemäß dem gemeinsamen Erlass „Wasserrechtliche Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser in 
Schleswig-Holstein, Teil 1: Mengenbewirtschaftung, A-RW1“ des Ministeriums für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung (MELUND) und des Ministeriums für Inneres, ländliche 
Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein (MILI) vom 10. Oktober 2019 ist im Bauleitplan-
verfahren anzustreben, einen großen Oberflächenabfluss zu vermeiden und das anfallende Nieder-
schlagswasser dezentral zu verdunsten oder zu versickern. 

Nach vorliegendem Bodengutachten ist eine Versickerung anfallenden Niederschlagwassers innerhalb 
des Plangebietes nicht möglich. Es erfolgt jedoch eine dezentrale Rückhaltung in einem offenen Regen-
rückhaltebecken. 

 

13.3.2 Fachpläne 

Die Landschaftsplanung soll die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege konkretisieren und 

die Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele aufzeigen. Die überörtlichen Ziele, 

Erfordernisse und Maßnahmen werden für den Bereich des Landes im Landschaftsprogramm, für Teile 

des Landes in den Landschaftsrahmenplänen dargestellt. Auf regionaler Ebene konkretisiert der Land-

schaftsplan die Vorgaben des Landschaftsprogramms und des Landschaftsrahmenplanes. Die Ziele der 

Landschaftsplanung sind in der Abwägung im Rahmen der Bauleitplanung zu berücksichtigen.  

Baugesetzbuch: § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB (Belang g): Die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen 
Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechtes. 

Landschaftsprogramm 

Im Landschaftsprogramm werden die Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege für das gesamte Land Schleswig-Holstein dargestellt. 

 Das Landschaftsprogramm stellt für das Gemeindegebiet als Schwerpunktraum des Schutzgebiets- und 
Biotopverbundsystemes der landesweiten Planungsebene dar. Auch befindet sich die Gemeinde in ei-
nem Gebiet mit besonderer Bedeutung für die Bewahrung der Landschaft, ihrer Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit sowie als Erholungsraum dar.  

Weitere planungsrelevante Aussagen macht das Landschaftsprogramm nicht. Aufgrund der größeren Ak-
tualität der Planung wird auf den Landschaftsrahmenplan verwiesen.  
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Landschaftsrahmenplan 

Der Landschaftsrahmenplan ist der zentrale Fachplan des Naturschutzes für die regionale Ebene in Schleswig-
Holstein. 

  

 

Im Landschaftsrahmenplan bestehen für das Plangebiet bzw. seine Umgebung die folgenden Ausweisun-

gen: 

- Dichtezentrum für Seeadlervorkommen; 

- bedeutsame Nahrungsgebiete und Flugkorridore für Gänse und Singschwäne sowie des Zwerg-

schwans außerhalb von EU-Vogelschutzgebieten; 

- Gebiet, das die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung nach § 26 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 15 

LNatSchG als Landschaftsschutzgebiet erfüllt. 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                    

Dichtezentrum für Seeadlervokommen 

"Der Seeadler hat sich in den letzten Jahren innerhalb von Schleswig-Holstein nach Westen ausgebreitet 
und weist mit insgesamt 40 Revieren (2017) im Planungsraum knapp 40 Prozent des Landesbestandes 
auf. Hervorzuheben ist der Kreis Plön, der mit 23 Revieren die höchste Seeadlerdichte in Schleswig-Hol-
stein hat. In den bereits genannten Seenplatten und Teichlandschaften finden die Seeadler so gute Nah-
rungsbedingungen, dass die Horste insbesondere am Großen Plöner See dicht beieinander liegen." (vgl. 
Landschaftsrahmenplan 2020 Kap. 4.1.4) 

Das Plangebiet ist außerhalb relevanter Brutgebiete gelegen und hat keine besondere Relevanz als Nah-
rungshabitat. 

 

 

Abbildung 8: Landschaftsrahmenplan, Karte 1, MELUND 2020. 
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Bedeutsame Nahrungsgebiete und Flugkorridore für Gänse und Singschwäne sowie des Zwergschwans 
außerhalb von EU-Vogelschutzgebieten 

"Für Gänse und Schwäne wichtige Nahrungsflächen befinden sich auch im Kreis Plön in Nachbarschaft zu 
den Vogelschutzgebieten im Bereich des Großen Plöner Sees, des Selenter Sees und der Fischteiche in 
dieser Gegend. Die häufigsten Arten sind im Osten des Landes Bläß- und Graugänse sowie Singschwäne, 
während Zwergschwäne nur lokal in größeren Trupps vorkommen (zum Beispiel in der Probstei). … Einige 
Flächen außerhalb von Vogelschutzgebieten, die eine große Bedeutung als Rast- und Nahrungsflächen 
für Goldregenpfeifer, Gänse und Schwäne haben, sind ebenfalls im Rahmen der Windkraftplanungen als 
eigene Kriterien zu berücksichtigen. Dazu zählen im Planungsraum insbesondere Flächen im Umfeld der 
Haaler Au, in der Probstei und im Bereich zwischen Selenter und Plöner See." (vgl. Landschaftsrahmen-
plan 2020 Kap. 4.1.4)  

Da nur eine geringe Flächengröße eines bedeutend größeren Nahrungsgebietes eingenommen wird und 
keine hohen Anlagen errichtet werden, steht die Ausweisung der Aussage aus dem Landschaftsrahmen-
plan nicht entgegen. 

Gebiet, das die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung nach § 26 Abs. 1 BNatSchG i. V .m. § 15 
LNatSchG als Landschaftsschutzgebiet erfüllt 

Die Gebiete stellen das Ergebnis einer nach landeseinheitlichen Kriterien durchgeführten Landschaftsbe-
wertung dar. "Über das Erfordernis einer Unterschutzstellung entscheidet die jeweilige Untere Natur-
schutzbehörde in eigener Zuständigkeit. Dabei bietet es sich an, dass die Kreise sich soweit wie möglich 
mit den betroffenen Städten und Gemeinden abstimmen." (Vgl. Landschaftsrahmenplan 2020 Kap. 4.2.4) 

Landschaftsplan 

Für die örtliche Ebene werden die konkreten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftsplanung für die Gebiete der Gemeinden in Landschaftsplänen dargestellt. 

 

 

Das Plangebiet ist im Landschaftsplan – gem. der 
heutigen Nutzung – als Ackerfläche eingezeichnet. 
Außerdem ist der gesetzlich geschützte Knick paral-
lel zur L 53 im Osten des Plangebietes dargestellt. 
Die eingezeichneten Freileitungen bestehen nicht 
mehr. 

Es war damals der Wille der Gemeinde, den Sied-
lungsbereich im Südwesten des Ortsrandes nicht zu 
erweitern. Dies hat sich mittlerweile nach mehr als 
20 Jahren geändert. Die Gemeinde sucht eine Flä-
che, auf der sie ein neues Feuerwehrgerätehaus er-
richten kann. Im Ort bestehen zurzeit keine Mög-
lichkeiten, Baulandreserven bzw. Innenentwick-
lungspotenziale zeitnah in einer nennenswerten 
Größenordnung zu aktivieren. Aus diesem Grund 
hat sich die Gemeinde dazu entschlossen, das Plan-
gebiet zu überplanen. 

Da es sich um eine geringfügige Erweiterung der 
Siedlungsfläche für Flächen der gemeindlichen Da-
seinsfürsorge handelt, ist die Nutzung der Ackerteil-
fläche für eine Bebauung aus naturschutzfachlicher 
Sicht vertretbar, solange eine effektive Eingrünung 
des neuen Ortsrandes geschaffen wird. 
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13.3.3 Schutzgebiete und Schutzobjekte 

Gesetzlich geschütztes Biotop (§ 30 BNatSchG) 

Das Plangebiet wird nach Osten von Knickstrukturen begrenzt. Diese sind gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 

21 LNatSchG geschützt. Es ist verboten, Handlungen durchzuführen, die zu einer Zerstörung oder einer 

sonstigen erheblichen Beeinträchtigung führen könnten. 

13.3.4 Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung - Natura 2000 

Im Geltungsbereich des Plangebietes gibt es keine FFH-Gebiete und keine Europäischen Vogelschutz-

gebiete. In der Umgebung des Plangebietes befinden sich jedoch die Naturschutz- und FFH-Gebiete 

'Vogelfreistätte Lebrader Teich' (FFH DE 1728-305) im Nordosten in einer Entfernung von etwa 200 m 

sowie das Gebiet 'Rixdorfer Teich und Umgebung' (FFH DE 1728-304) im Südwesten in einer Entfer-

nung von etwa 1.000 m. 

Ebenso befinden sich in denselben Entfernungen und Richtungen die EU-Vogelschutzgebiete "Teiche 

zwischen Selent und Plön" (1728-401) 

 

Aufgrund der Nähe des Plangebietes zu den Natura 2000-Gebieten, wurde im Rahmen der 2. Änderung 

des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Lebrade eine FFH-Vorprüfung durchgeführt. Die FFH-Vor-

prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass die zukünftige Planung nicht geeignet ist, selbst oder im Zusam-

menwirken mit anderen Handlungen eine erhebliche Beeinträchtigung des FFH-Gebietes DE 1728-305 

herbeizuführen. Eine weitergehende FFH-Prüfung ist daher nicht erforderlich. 

14 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 

Es werden die Schutzgüter einzeln beschrieben und bewertet. Die Bewertung orientiert sich an den 

Bestimmungen des Runderlasses 'Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum 

Abbildung 9: Lage der Natura 200 Gebiete, Quelle: Umweltportal SH. 
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Baurecht', der im Jahr 2013 gemeinsam vom Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten 

sowie dem Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes 

Schleswig-Holstein herausgegeben wurde. 

14.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands (Basisszena-

rio), einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beein-

flusst werden 

14.1.1 Schutzgut Fläche und Boden 

Im vorliegenden Fall wird eine Fläche aus der freien Landschaft in Anspruch genommen. 

Bei der Betrachtung des Bodens bildet das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) die Grundlage. 

"…Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie 

seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden." 

Gem. § 1 a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden: "da-

bei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 

Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flä-

chen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversie-

gelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. …" 

Das Plangebiet wird von einer Ackerfläche eingenommen. Die Gemeinde ist auf der Suche nach einer 

Fläche, um dort ein neues Feuerwehrgerätehaus zu errichten und zugleich den örtlichen 

Nachfragedruck nach Wohngrundstücken zu befriedigen. Da im Ort zurzeit keine Möglichkeiten 

bestehen, Baulandreserven bzw. Innenentwicklungspotenziale zeitnah in einer für dieses Vorhaben 

nennenswerten Größenordnung und erforderlichen Lage zu aktivieren, hat sich Gemeinde dazu 

entschlossen, diese Fläche zu überplanen. 

Die Böden im Plangebiet sind als anthropogen überprägt zu bezeichnen. 

Laut Umweltportal Schleswig-Holstein besitzt der Boden im Plangebiet eine schwach trockene Feuch-
testufe mit einem überwiegend hohen Bodenwasseraustausch. 

 

Abbildung 10: Bodenkun-

dliche Feuchtestufe 

(Quelle: Umweltportal 

SH) 
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Eine schwach trockene Feuchtestufe ist für Acker geeignet, für intensive Ackernutzung im Sommer zu 

trocken, für intensive Grünlandnutzung ebenfalls zu trocken. Der Standort wird als Ackerfläche und als 

Hausgärten genutzt. 

 

 

Der Bodenwasseraustausch ist ein Parameter für das Rückhaltevermögen des Bodens für nicht sorbier-

bare Stoffe, wie zum Beispiel Nitrat. Im vorliegenden Fall liegt ein hoher Wasseraustausch vor, sodass 

ein hohes Verlagerungsrisiko der nicht sorbierbaren Stoffe besteht. 

 

Die natürliche Ertragsfähigkeit des Bodens ist als mittel, die Nährstoffverfügbarkeit und die 

Feldkapazität sind als gering einzustufen (Abb. 11-13). 

 

Abbildung 11: Bodenwas-

seraustausch, Quelle: Um-

weltportal SH) 

Abbildung 12: Ertragsfähig-

keit, Quelle: Umweltportal 

SH) 
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Abbildung 13: Nährstoff-

verfügbarkeit im effekti-

ven Wurzelraum, Quelle: 

Umweltportal SH. 

Abbildung 14: Feldkapa-

zität im effektiven Wur-

zelraum, Quelle: Um-

weltportal SH 
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Um bei einer Flächeninanspruchnahme den Funktionsverlust zu minimieren, sollten eine 

Inanspruchnahme von Böden mit einer hohen bodenfunktionalen Gesamtleistung vermieden werden. 

Die bodenfunktionale Gesamtleistung des Plangebietes (Abb. 9) wird als sehr gering eingestuft. 

  

Die Bodengefährdung ist gem. Landwirtschafts- und Umweltatlas Schleswig-Holstein hinsichtlich der 

Bodenerosionen durch Wasser überwiegend als mittel, durch Wind als sehr gering einzustufen. 

Hinsichtlich der Bodenverdichtung besteht bei Acker- und Grünlandnutzung im Zeitraum Oktober bis 

April eine mittlere Gefährdung. 

Bei der Bodenverdichtung ist für Acker- und Grünlandnutzung für die Frühjahr- und Sommermonate 

eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit angegeben. Bei Acker- und Grünlandnutzung im Herbst/Winter 

ist die Gefährdung allerdings als mittel anzusehen (vgl. Abb. 12). 

Der Boden hat aufgrund der Abbildungen 4 - 12 insgesamt eine allgemeine Schutzwürdigkeit und ist 

unempfindlich hinsichtlich Bodengefährdungen, wie z. B. Erosionen. Lediglich im Herbst/Winter ist die 

Wahrscheinlichkeit einer Bodenverdichtung vorhanden. 

Hinsichtlich der Archivfunktion des Bodens im Bereich Natur- und Kulturgeschichte liegt das Plangebiet 

gem. Digitaler Atlas Nord "Archäologie-Atlas" größtenteils nicht in einem Archäologischen 

Interessensgebiet und nimmt damit in diesem Bereich keine besondere Bedeutung ein. 

Anstehender Boden / Bodengutachten 

Schutzwürdige Bodenformen sind der Tabelle 3 des 'Landschaftsprogrammes Schleswig-Holstein', 

herausgegeben vom Ministerium für Umwelt, Natur und Forsten des Landes Schleswig-Holstein im 

Jahre 1999, zu entnehmen. Gemäß 'Bodenübersichtskarte von Schleswig-Holstein 1 : 250.000 - Teil A 

Bodentyp, herausgegeben vom Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume - 

Geologischer Dienst - Flintbek 2016' handelt es sich im Plangebiet um Braunerden. Dieser Bodentyp ist 

in der o. g. Tabelle nicht aufgeführt, sodass es sich hier nicht um eine schutzwürdige Bodenform 

handelt. Laut der 'Bodenübersichtskarte von Schleswig-Holstein 1 : 250.000 - Teil B Bodenart, 

herausgegeben vom Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume - Geologischer 

Dienst - Flintbek 2016', stehen im Plangebiet überwiegend Lehmsande über Reinsand an. Dies bestätigt 

Abbildung 15: Boden-

funktionale Gesamtleis-

tung, Umweltportal SH. 
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auch die Baugrunduntersuchung, die am 23.09.2021 vom Büro für Geotechnik und Umweltchemie 

Dipl. Geol. Hajo Bauer durchgeführt wurde. 

Demnach stehen im Plangebiet unter den humosen Ober- und Auffüllböden überwiegend 

Beckenschluffe und kiesige Sande an. Der Abb. 15 ist zu entnehmen, dass nur im Bereich der BS 5 

Sandböden anstehen.  

In den folgenden Bereich wurden Bodenproben entnommen: 

 

 

Das Plangebiet fällt in topographischer Hinsicht von Südwesten nach Nordosten von ca. 44 m ü. NN 

auf ca. 38 m ü. NHN. 

Bewertung Boden 

Die Böden haben eine allgemeine Schutzwürdigkeit und sind, mit Ausnahme im Herbst/Winter 

hinsichtlich Bodenverdichtungen, insgesamt wenig empfindlich gegenüber Gefährdungen, wie 

Erosionen und Bodenverdichtungen. Außerdem haben sie eine anthropogene Überprägung. Die Böden 

im Plangebiet haben insgesamt eine 'allgemeine Bedeutung' für den Naturhaushalt. 

Im Kapitel 5.5 'Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands' wird darauf eingegangen, ob und 

wie das Schutzgut Boden durch die Planung beeinträchtigt wird. 

14.1.2 Schutzgut Wasser 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine natürlichen Oberflächengewässer. 

Hinsichtlich der Flurabstände des Grundwassers wurden gem. Baugrunduntersuchung Wasserstände 

in 3 der 5 Bohrlöcher registriert. Diese standen bei 2,53 m unter GOK bis 3,82 m unter GOK an. Es kann 

daher davon ausgegangen werden, dass das Grundwasser nicht oberflächennah ansteht,  

d. h. der mittlere Flurabstand beträgt mehr als 1,00 m. 

Im Kapitel 'Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands' wird darauf eingegangen, ob und wie 

das Schutzgut Wasser durch die Planung beeinträchtigt wird. 

Abbildung 16: Lageplan der Rammkernsondierungen 

(links), Bohrprobe 1 gem. Anlage 2 (unten); Quelle: Er-

gebnisbericht zur Erkundung der Bodenverhältnisse 

vom 23.09.2021) 
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Bewertung 

Das Plangebiet hat eine 'allgemeine Bedeutung' für den Grundwasserschutz und für den 

Oberflächenwasserschutz. 

Prognose bei Nicht-Durchführung der Planung: 

Innerhalb des Geländes verbleiben die bestehenden Einflüsse auf den Wasserhaushalt sowie Einträge 

in den Wasserkreislauf durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung. Das Niederschlagswasser kann 

weiter auf den Flächen des Plangebietes versickern. 

14.1.3 Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

 

Das Plangebiet umfasst intensiv genutzte Ackerflächen. In den Fahrgassen und im Randbereich ist ne-

ben der Feldfrucht vermehrt ruderale Begleitvegetation vorhanden. Im Osten grenzt eine Baumreihe 

aus Eichen (Stammdurchmesser zwischen 0,15 und 0,2 m) mit einem asphaltierten Radweg an die 

Ackerfläche an, welche eine geeignete Leitstrukturen für Fledermäuse darstellen kann. Zwischen dem 

Radweg und der Ackerfläche befindet sich ein etwa 2 m breiter Grünstreifen mit ruderaler Vegetation 

wie Acker-Kratzdistel (Cirsium arvense), Glatthafer (Arrenatherum elatius) Löwenzahn (Taraxacum 

spec.) und Großer Klette (Arctium lappa), welcher durch Mahd gepflegt wird. Nach Westen und Süden 

schließen sich weitere Ackerflächen an. 

Zwischen dem Radweg und der Straße ‚Am Torhaus‘ verläuft ein Knick, welcher sich auf der westlichen 

Seite hauptsächlich aus Eschen (Fraxinus excelsior) und einzelnen Schwarz-Erlen (Alnus glutinosa) zu-

sammensetzt. Alle Eschen weisen in ihren Kronen krankheitsbedingte (Eschentriebsterben) Ausdün-

nung auf. Das Straßenbegleitgehölz östlich der Straße ‚Am Torhaus‘ besteht aus alten, hochgewachse-

nen Stieleichen mit Stammdurchmessern zwischen 1,00 m und 1,60 m, welche einen hohen bis sehr 

hohen Totholzanteil sowie eine Vielzahl an Rissen, Spalten und Höhlen aufweisen und ideale Habitat-

bäume darstellen. Im Unterwuchs sind hier Hasel (Corylus avellana), Esche (Fraxinus excelsior) und 

Feldahorn (Acer campestre) zu finden. 

Im Norden befindet sich ein Wohngrundstück, welches durch einen kleinen Wall sowie durch eine 

Abbildung 17: Blick aus Richtung Südosten auf das Plangebiet (Foto: Büro für Bauleitplanung). 



Begründung zum Bebauungsplanes Nr. 2 – Teilgebiet 1 der Gemeinde Lebrade 

 

 
45 

 Gosch & Priewe Ingenieurgesellschaft mbH 

 

 

durchgewachsene, für Haselmäuse geeignete Buchenhecke von der Ackerfläche abgegrenzt ist. West-

lich und südlich des Plangebietes befinden sich landwirtschaftlich genutzte Flächen. Im Osten verläuft 

die L 53, an die sich weitere landwirtschaftlich genutzte Flächen anschließen.  

Die Knicks im Plangebiet sind gem. § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG geschützt.  Zudem muss der 

vorhandene Knickdurchbruch im Osten für die Zufahrt zur Feuerwehr um 6 m aufgeweitet und im Sü-

den der Gemeinbedarfsfläche ein weiterer Knickdurchbruch für die Ein- und Ausfahrt der PKWs von 7 

m Breite geschaffen werden. Die entfallenden Knickstrukturen sind gemäß den 'Durchführungsbestim-

mungen zum Knickschutz' im Verhältnis 1 : 2 auszugleichen. 

 

Bewertung 

Die Knicks haben aufgrund ihres naturnahen Charakters und des Schutzstatus eine 'besondere 

Bedeutung' für den Naturschutz, ebenso wie die Baumreihe aus Eichen. 

Die Ackerflächen haben eine 'allgemeine Bedeutung' für den Naturschutz. 

Im Kapitel  'Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands' wird darauf eingegangen, ob und wie 

das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften durch die Planung beeinträchtigt wird. 

Prognose bei Nicht-Durchführung der Planung: 

Die Fläche bietet weiterhin Lebensraum und Nahrungshabitat für die hier und in der Umgebung 

vorkommenden Tierarten. 

14.1.4 Schutzgut Klima/Luft 

Das Plangebiet besteht aus einer als Acker genutzten landwirtschaftlichen Fläche. Bei Ackerflächen 

handelt es sich um strukturlose Flächen mit keiner geschlossenen Vegetationsdecke. Die Bedeutung 

für das Lokalklima ist abhängig von der vorhandenen Vegetation und der Größe der 

Vegetationsflächen. Da die Ackerfläche keine geschlossene Vegetationsdecke aufweist, trägt sie nur 

eingeschränkt zur Kaltluftentstehung bei. Die Bedeutung der Fläche ist aufgrund der geringen 

Flächengröße jedoch als gering einzustufen. 

Abbildung 18: Baumreihe, Fuß- und Radweg sowie der Knick am östlichen Randbereich des Plangebietes (Foto: Büro für 

Bauleitplanung). 
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Bewertung 

Das Plangebiet hat eine 'allgemeine Bedeutung' für das Lokalklima. 

Prognose bei Nicht-Durchführung der Planung 

Die Fläche bietet weiterhin Lebensraum und Nahrungshabitat für die hier und in der Umgebung 

vorkommenden Tierarten. 

14.1.5 Landschaftsbild 

Es handelt sich bei dem Plangebiet um eine teilweise unbebaute Fläche, die derzeit als Ackerfläche 

genutzt wird. Im Norden angrenzend befindet sich Wohnbebauung, im Osten verläuft ein Knick mit 

vorgelagerter junger Baumreihe entlang der L 53. Es wird am Übergang zur freien Landschaft im Süden 

eine neue Eingrünung erforderlich. Eine Einbindung in die Landschaft wird mit dieser Festsetzung 

zukünftig sichergestellt. 

Bewertung 

Es ist davon auszugehen, dass, wenn die zukünftige Eingrünung neu angelegt wird, keine weiteren 

Eingrünungsmaßnahmen erforderlich werden. 

Im Kapitel 'Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands' wird darauf eingegangen, ob und wie 

das Schutzgut Landschaftsbild durch die Planung beeinträchtigt wird. 

Prognose bei Nicht-Durchführung der Planung 

Innerhalb des Geländes verbleibt der Blick auf die Ackerfläche und die Hausgärten sowie die kleinen 

Grünlandflächen. Die Ackerfläche und die Hausgärten würden als solche erhalten bleiben. 

14.1.6 Mensch, menschliche Gesundheit 

Es wurde eine lärmtechnische Untersuchung (Gewerbelärm nach TA Lärm) vom Büro Wasser- und Ver-

kehrs-Kontor GmbH aus Neumünster am 14. September 2022 erstellt, um gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse im Plangebiet und der näheren Umgebung zu gewährleisten. Das Gutachten kommt zu 

dem Ergebnis, dass Lärmschutzmaßnahmen in Form einer Lärmschutzwand erforderlich werden. Diese 

muss im Bebauungsplan festgesetzt werden. Zudem wurden Vorgaben zu den Oberflächen der Fahr-

gassen des geplanten Parkplatzes sowie des Betriebshofes gemacht, die im Rahmen der Erschließungs-

planung und konkreten Objektplanung berücksichtigt werden müssen. Im Rahmen der Objektplanung 

ist außerdem sicherzustellen, dass die Absauganlage einen Schallleistungspegel von LWA = 80 dB(A) 

nicht überschreitet. 

Im Hinblick auf zu erwartende Geruchsbelästigungen durch die Biogasanlage südlich des Plangebietes 

wurde im Rahmen derer Erweiterung eine Geruchs-, Ammoniak- und Stickstoffimmissionsprognose 

durch das Büro Lücking & Härtel GmbH aus Belgern-Schildau am 09. Februar 2016 erstellt. Das Gutach-

ten kommt zu dem Ergebnis, dass auf allen maßgeblichen Beurteilungsflächen die Geruchsstunden-

häufigkeiten unterhalb der Immissionswerte der Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) liegen bzw. irrele-

vant sind. Die Zusatzbelastungen der Biogasanlage durch Geruch sind nicht als schädliche Umweltaus-

wirkungen zu werten. Im Plangebiet wurde eine Geruchshäufigkeit der Zusatzbelastung von 0,03 bis 

0,04 ermittelt. Der Immissionswert der TA Luft von 0,10 für Wohngebiete wird damit sicher eingehal-

ten. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse können daher im Plangebiet im Hinblick auf die Geruchs-

belastung gewahrt werden.  
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Die Erhöhung des Verkehrsaufkommens durch das neue Baugebiet wird sich unterhalb der 

Erheblichkeitsschwelle bewegen. 

An das Plangebiet grenzen landwirtschaftliche Flächen. Aus diesem Grund wird ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass die aus einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 

resultierenden Emissionen (Lärm, Staub und Gerüche) zeitlich begrenzt auf das Plangebiet einwirken 

können. 

Bewertung 

Die Ausweisung der ‚Fläche für den Gemeinbedarf‘ wird zu keinen signifikanten Beeinträchtigungen 

für das Schutzgut 'Mensch' führen.  

Im Kapitel 'Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands' wird darauf eingegangen, ob und wie 

das Schutzgut Mensch durch die Planung beeinträchtigt wird. 

Prognose bei Nicht-Durchführung der Planung: 

Die Fläche würde weiterhin als Hausgärten bzw. als Ackerfläche genutzt werden. Mit Immissionen aus 

der Landwirtschaft ist zu rechnen. 

14.1.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Laut dem Digitalen Atlas Nord befindet sich das Plangebiet weder in einem archäologischen 

Interessensgebiet, noch sind Kulturdenkmäler bekannt. 

Generell ist im Rahmen von Erdarbeiten § 15 Denkmalschutzgesetz beachtlich. Wer Kulturdenkmale 

entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen 

Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den 

Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem 

der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem 

Fund geführt haben. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 

Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

Prognose bei Nicht-Durchführung der Planung: 

Keine Auswirkungen. 

14.1.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern Boden, Wasser, Klima/Luft sowie der Pflanzen- und 

Tierwelt sind größtenteils naturgegeben und maßgeblich verantwortlich für das Gleichgewicht inner-

halb von Ökosystemen. Lediglich der Mensch hat im größeren Umfang die Möglichkeit, auf dieses „Wir-

kungsgefüge“ sowohl in positiver als auch in negativer Weise Einfluss zu nehmen.  

Die biologische Vielfalt leitet sich in erster Linie aus dem oben beschriebenen floristischen und 

faunistischen Bestand ab, der sowohl durch die umgebende Bebauung als auch durch die 

landwirtschaftliche Nutzung und die Knicks geprägt ist. 

Die Strukturen sind als eher einförmig zu beschreiben und relativ typisch für eine städtische 

Feldrandlage. Trotzdem haben die Knicks eine hohe Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz sowie 

für das Landschaftsbild. Die landwirtschaftlichen Flächen hingegen stellen Bereiche verarmter Vielfalt 



Begründung zum Bebauungsplanes Nr. 2 – Teilgebiet 1 der Gemeinde Lebrade 

 

 
48 

 Gosch & Priewe Ingenieurgesellschaft mbH 

 

 

dar. Zwischen den Schutzgütern bestehen keine Wechselwirkungen, die über die zu den einzelnen 

Schutzgütern behandelten Aspekte hinausgehen. 

Prognose bei Nicht-Durchführung der Planung 

Keine besonderen Auswirkungen. 

14.1.9 Kurzzusammenfassung 

Die Überplanung bereitet zusätzliche Bodenversiegelungen bzw. einen damit verbundenen Land-

schaftsverbrauch vor. Es werden Knicks mit einer Länge von ca. 13 m beseitigt werden müssen. Die 

verbleibenden Knickabschnitte können als unbeeinträchtigt angesehen werden. 

14.2 Ermittlung des Eingriffs  

Beschreibung der eingriffsrelevanten Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Es ist die Schaffung einer Gemeinbedarfsfläche für die Feuerwehr geplant. Die Baumreihe im Osten, 

bestehend aus fünf jungen Eichen, wird genauso wie der Knick zum Erhalt festgesetzt. Es werden eine 

Knickneuanlage mit Knickschutzstreifen und eine Heckenpflanzung zur Eingrünung vorgegeben. Die 

Erschließung des Plangebietes erfolgt über die L 53. 

14.2.1 Schutzgut Boden 

Durch die Planung werden umfangreiche Flächenversiegelungen durch den Bau des Gebäudes mit 

ihren Hofflächen und Stellplatzanlagen vorbereitet. 

1. Flächenversiegelungen - Vollversiegelung 

Versiegelung auf der 'Fläche für den Gemeinbedarf' 

Für die 'Fläche für Gemeinbedarf' wird eine Grundflächenzahl 

(GRZ 1) von max. 0,2 festgesetzt. 

Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 auf der Gemein-

bedarfsfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 

1 BauNVO bezeichneten Anlagen (Garagen und Stellplätze mit ih-

ren Zufahrten, Nebenanlagen, bauliche Anlagen unterhalb der Ge-

ländeoberfläche) bis zu einer Grundflächenzahl von max. 0,9 über-

schritten werden. 

Flächengröße: 5.010 m² 

Versiegelungen: 5.010 m² x 0,9 

 

 

 

 

 

 

 

4.510 m² 

 

Mögliche Versiegelung auf der 'Fläche für Gemeinbedarf' gesamt  4.510m² 

2. Flächenversiegelungen - Teilversiegelungen 

Es wird festgesetzt, dass die Stellplätze der privaten Pkws der Feuerwehrkameraden ausschließlich in 

Materialien hoher Wasserdurchlässigkeit herzustellen sind. 

Da auf dieser Ebene noch nicht genau gesagt werden kann, wieviel Fläche die Stellplätze letztlich 

einnehmen, werden diese als vollversiegelt berechnet und finden sich oben unter 'Versiegelung der 

'Fläche für Gemeinbedarf' wieder. 
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Die oben aufgeführten Flächenversiegelungen (Voll- und Teilversiegelungen) stellen 

naturschutzrechtliche Eingriffe dar. 

14.2.2 Schutzgut Wasser 

Gem. der vorliegenden Baugrunduntersuchung ist davon auszugehen, dass überwiegend keine Versi-

ckerung möglich sein wird weshalb das Niederschlagswasser überwiegend zentral zurückgehalten 

wird. Die Wassermengen des Allgemeinen Wohngebietes werden im südwestlichen Bereich in ein Re-

genrückhaltebeckens im Bereich der Wendeschleife eingeleitet.  

Die Wassermengen der Gemeinbedarfsfläche sind auf dem Grundstück in geeigneter Form zurückzu-

halten und auf den landwirtschaftlichen Abfluss zu begrenzen. Es ist die Anlage eines Sicker- oder Re-

genrückhaltebeckens geplant. Eine Dimensionierung war aufgrund der fehlenden Hochbauplanung 

noch nicht möglich.  

14.2.3 Schutzgut Klima/Luft 

Die Ausweisung einer 'Fläche für den Gemeinbedarf' mit der Zweckbestimmung 'Feuerwehr' die damit 

verbundenen zusätzlichen Flächenversiegelungen werden keine relevanten Auswirkungen auf das 

Lokalklima haben. Bei der Aufstellung dieses Bebauungsplanes wurden zudem Festsetzungen zum 

Schutz des Klimas getroffen, die sich im Kapitel ‚Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes‘ 

wiederfinden und näher beschrieben werden. 

14.2.4 Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

Verlust von Biotopflächen 

Flächen mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz 

• 13 m lange Knickabschnitte zum Zwecke der Erschließung   
 

Um das Gebiet der Feuerwehr anfahren zu können, muss der vorhandene Knickdurchbruch im Osten 

des Plangebietes für die Zufahrt der zukünftigen Feuerwehr um ca. 6 m aufgeweitet bzw. die 

notwendige zweite Aus- und Einfahrt (7 m) für die PKWs der Feuerwehrkameraden geschaffen werden. 
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Die insgesamt 13 m langen Knickabschnitte sind laut den Durchführungsbestimmungen zum Knick-

schutz vom 20. Januar 2017 im Verhältnis 1 : 2 auszugleichen. 

Abbildung 19: Darstellung Knickverluste und Ausgleichsmaßnahmen im Plangebiet. 
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Es ergibt sich folgender Ausgleichbedarf: 

Art des Eingriff Länge  Kompensationsverhältnis Ausgleichbedarf 

Knickbeseitigung 13 m 1 : 2 26 m 

Ein entsprechender Antrag auf Knickbeseitigung ist bei der unteren Naturschutzbehörde des Kreises 

Plön zu stellen. 

Ggf. ist die Beseitigung von einem weiteren Knickmeter (Ausgleich: 2 Knickmeter) nach Süden erfor-

derlich. Dieser ist jedoch nicht innerhalb des Plangebietes gelegen, sondern wäre über den ohnehin 

gesonderten zu stellenden Antrag auf Knickbeseitigung zu berücksichtigen. 

Flächen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz 

• Ackerfläche 

Die Beseitigung des oben aufgeführten Biotoptyps stellt einen naturschutzrechtlichen Eingriff dar. Im 

Runderlass ist geregelt, dass wenn Flächen beseitigt werden, die eine 'allgemeine Bedeutung' für den 

Naturschutz haben, Ausgleichsmaßnahmen ausreichen, die für die Schutzgüter 'Boden', 'Wasser' und 

'Landschaftsbild' erbracht werden. 

Beeinträchtigung von geschützten Tierarten (Artenschutz) 

Auf den Artenschutz wird in Kap. 15.3 ‚Prüfung der Belange des Artenschutzes gemäß BNatSchG‘ 

eingegangen. 

14.2.5 Schutzgut Landschaftsbild 

Die Ackerfläche weist bisher keine Eingrünung nach Westen und Süden auf. Es wird am Übergang zur 

freien Landschaft eine neue Eingrünung erforderlich, die im Bebauungsplan festgesetzt wird. Ebenso 

wird der Erhalt von Einzelbäumen und Knickstrukturen nach Osten festgesetzt. Eine Einbindung in die 

Landschaft wäre damit auch zukünftig sichergestellt. 

14.3 Prüfung der Belange des Artenschutzes gemäß BNatSchG 

Aufgrund der Vorschriften zum Artenschutz nach § 44 BNatSchG ist zu prüfen, ob durch die Planung 

'besonders geschützte' oder 'streng geschützte' Tier- und Pflanzenarten betroffen sind. 

Es wurde ein Fachbeitrag zum Artenschutz durch das Büro ALSE GmbH aus Selent, mit Stand vom 

17.03.2023 erstellt.  

Fledermäuse 

Alle heimischen Fledermausarten stehen im Anhang IV der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 

(92/43/EWG) und zählen damit gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG zu den 'streng geschützten' Arten. 

Während der Untersuchungen konnte ein Artenspektrum von nachfolgend genannten, mindestens 

acht Fledermausarten und weiterer zwei Artgruppen sicher nachgewiesen werden. 
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Im Rahmen der Ermittlung von Flugrouten wurde zumindest für die Mückenfledermaus und die 

Gruppe Myotis eine bedeutende Flugroute entlang des Radweges, zwischen der Eichenreihe und dem 

Knick im Osten des Plangebietes festgestellt Die Anzahl der Kontakte pro Erfassungsnacht lag sowohl 

für die Gruppe Myotis als auch für die Mückenfledermaus über den artspezifischen Schwellenwerten 

gemäß LBV (2020). 

Das Plangebiet bietet lediglich in den Randbereichen, insb. entlang des Radweges geeignete 

Jagdbedingungen. Diese sind allerdings insgesamt zu kleinräumig, um die Funktion eines bedeutsamen 

Jagdgebietes zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit einer Fortpflanzungs- und Ruhestätte zu haben. 

Eine potentielle Eignung als Baumquartier weisen nur die die Eichen östlich der L 53 aufgrund von 

weisen Risse, Spalten und Höhlen auf. Die Bäume sind nicht von der Überplanung betroffen und 

bleiben erhalten. 

Haselmaus 

Die Knickabschnitte im Plangebiet und der Knick nordwestlich des Plangebietes könnten aufgrund ihrer 

Gehölzzusammensetzung als Lebensraum für die Haselmaus geeignet sein. Laut der 

'Vorkommenswahrscheinlichkeit von Haselmäusen' von der Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein 

liegt die Gemeinde Lebrade im Hauptverbreitungsgebiet der Haselmaus in Schleswig-Holstein.  

Im Rahmen der Untersuchung konnte jedoch kein Vorkommen der Haselmaus festgestellt werden (s. 

Artenschutzgutachten S. 34). Zudem sind die 13 m zu beseitigenden Knickabschnitte aufgrund ihrer 

Gehölz-Zusammensetzung nur bedingt als Lebensraum für die Haselmaus geeignet. 

Europäische Vögel 

Alle europäischen Vogelarten zählen gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG zu den 'besonders geschützten' 

Arten.  

Abbildung 20: Im Untersuchungsgebiet festgestellte Fledermausarten, Tabelle 11, AFB, S. 36. 
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Im erweiterten, ursprünglichen Plangebiet und Untersuchungsraum konnten insgesamt 26 

Brutvogelarten erfasst werden. Sechs dieser Arten (Amsel, Buntspecht, Haussperling, Kohlmeise, 

Mönchsgrasmücke, Rotkehlchen) haben ein wahrscheinliches oder sicheres Brutvorkommen im 

artspezifischen Wirkbereich des Vorhabens. Diese Arten gehören zu den Gilden der Bodenbrüter, 

Gehölzfreibrüter, Gehölzhöhlenbrüter und/ oder Nischenbrüter und gehören zu den allgemein 

verbreiteten und ungefährdeten Arten. Im Plangebiet selber bzw. direkt angrenzend wurden die Elster 

(nördliche Buchenhecke) und die Kohlmeise (Baumreihe) gesichtet sowie östlich der L 53 auch Amsel, 

Blaumeise, Buchfink Mönchsgrasmücke, Rabenkrähe, Ringeltaube, Singdrossel und der Zilpzalp 

festgestellt (s. Artenschutzgutachten S. 43-51).  

Ihre Brutvorkommen befinden sich ausschließlich in den mit Gehölzen bestandenen Randbereichen.  

Die Ackerflächen können ein Bruthabitat für Offenlandbrüter (u. a. Kiebitz, Feldlerche) darstellen. Die 

Feldlerche, die im Rahmen der Konfliktanalyse (Kapitel 6) einer artspezifischen Einzelfallbewertung 

bedarf wurde zwar nicht direkt im Plangebiet, aber im unmittelbaren Randbereich des ursprünglichen 

Plangebiets mehrfach als wahrscheinlicher Brutvogel erfasst. Der westliche Rand des nun mehr 

überplanten Teilgebietes 1 befindet sich jedoch deutlich davon abgesetzt. Im vorliegenden Fall 

schränken die vorhandene Bebauung im Norden mit ihren Gehölzstrukturen sowie der Knick im Osten 

des Plangebietes die Eignung der Flächen als Bruthabitat für Offenlandbrüter stark ein. 

Offenlandbrüter meiden sowohl die Nähe zu Gebäuden, als auch die Nähe zu hohen Gehölzstrukturen 

wie Knicks. Sie besiedeln weiträumige offene Landschaftsbereiche. Wenn man berücksichtigt, dass die 

Feldlerche einen Abstand von 50 m bis 100 m zu Gebäuden oder hohen Knicks einhält, so wird deutlich, 

dass die Flächen nur sehr eingeschränkt als Bruthabitat für diese Art geeignet sind. Es kann deshalb 

davon ausgegangen werden, dass auf der Fläche des Geltungsbereiches ein Vorkommen der Feldlerche 

oder des Kiebitz ausgeschlossen ist. 

Reptilien / Amphibien 

Im Vorhabengebiet oder unmittelbar angrenzend sind keine geeigneten Gewässerstrukturen 

vorhanden. Die Lebrader Teiche, welche ca. 650 m nordöstlich des Plangebietes liegen, sind zwar 

potentiell für einige Arten geeignet und liegen innerhalb der Wanderdistanz, allerdings liegen zwischen 

dem Plangebiet und den Lebrader Teichen mehrere Verkehrswege sowie eine intensive 

Geflügelhaltung (Enten und Hühner beispielsweise fressen auch Amphibien), sodass nicht davon 

ausgegangen wird, dass Amphibien von dort das Plangebiet zur Winterquartiernutzung erreichen. 

Bei den Reptilienerfassungen im Vorhabengebiet konnten keine Reptilien im Vorhabengebiet 

nachgewiesen werden. 

Eremit 

Außerhalb des Plangebietes sind mächtige, ältere Laubbäume, mit großen Stamm- oder Asthöhlen vor-

handen, die dem Eremiten als Lebensraum dienen könnten. Eine Inanspruchnahme wird jedoch pla-

nungsrechtlich nicht vorbereitet. 

Flora 

Für die Biotoptypen, die im Plangebiet festgestellt wurden, kann ein Vorkommen von hochgradig 

spezialisierten Pflanzenarten, die europarechtlich geschützt sind, ausgeschlossen werden. 

Fazit 

Durch die Planung ergibt sich gegebenenfalls eine Betroffenheit für Brutvögel und Fledermäuse.  
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14.4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 

14.4.1 Schutzgut Fläche und Boden  

Die Planung bereitet einen Feuerwehrstandort auf derzeit unbebautem Intensivacker vor. Das Schutz-

gut Fläche ist insbesondere durch den Nutzungswandel betroffen. In einem Großteil des Plangebietes 

erfolgt ein umfangreicher Nutzungswandel, von einer überwiegend landwirtschaftlich genutzten Flä-

che in eine Gemeinbedarfsfläche. Damit geht die Produktions- und Lebensraumfunktion der Fläche 

verloren, was Auswirkungen auf die einzelnen anderen Schutzgüter hat. Es werden jedoch keine bisher 

nicht anthropogen überprägten Flächen erstmalig in Anspruch genommen. 

Das Schutzgut Boden ist insbesondere durch die Versiegelung und Überbauung betroffen. Mit der Um-

setzung der Planungen werden Flächen versiegelt, die damit dauerhaft für Natur und Landschaft ver-

loren gehen. Es kommt zu Geländeangleichungen mit Auf- bzw. Abtrag, so dass die Oberflächengestalt 

verändert wird. Da die Fläche weitgehend eben ist fällt diese voraussichtlich gering aus. Verdichtun-

gen, Umlagerungen und Überschüttungen führen zu Störungen des Bodengefüges, mindern die ökolo-

gische Stabilität und verändern die Standorteigenschaften in Bezug auf Wasserhaushalt, Bodenleben 

und Vegetation. 

Die Ausweisungen einer 'Fläche für den Gemeinbedarf' mit der Zweckbestimmung 'Feuerwehr' werden 

zu Flächenversiegelungen mit den dazugehörigen Abgrabungen für die Herstellung der Gründungen 

für die Anlage der zukünftigen Gebäude sowie der befestigten Hof- und Rangier- bzw. Stellplatzflächen 

führen. Die Böden weisen insgesamt eine allgemeine Schutzwürdigkeit auf (vgl. Kap. 5.2.1 B). Es kön-

nen ca. 4.510 m² Boden vollversiegelt werden (s. Kap. 14.2.1). 

Die Flächenversiegelungen stellen naturschutzrechtliche Eingriffe nach § 14 BNatSchG dar, die gemäß 

§ 15 BNatSchG durch geeignete Maßnahmen ausgeglichen werden müssen. 

14.4.2 Schutzgut Wasser 

Insbesondere durch die Flächeninanspruchnahme und Veränderungen im Wasserregiment durch Ver-

siegelungen und Ableitung von Oberflächenwasser kommt es aufgrund des engen Wirkungsgefüges 

zwischen den Schutzgütern zu Veränderungen des Bodens mit seinen natürlichen Bodenfunktionen 

sowie zu Veränderungen in der Grundwasserneubildung und zu einer Erhöhung des Oberflächenab-

flusses. Letzteres kann zu Überschwemmungen und Erosionen führen. 

Es wurde am 23. September 2021 ein Bodengutachten durch das Büro für Geotechnik und Umwelt-

chemie, Dipl. Ing. Hajo Bauer, erstellt. Bezüglich der Versickerung von Regenwasser wurden bei den 

fünf vorgenommenen Sondierungen keine ausreichend günstigen Bodenverhältnisse angetroffen. Der 

Durchlässigkeitsbeiwert (kf-Wert) dieser Bodenschichten liegt erfahrungsgemäß bei kf = 1,0 x 10-7 m/s 

bis kf = 1,0 x 10-10 m/s (Beckenschluffe: schwach durchlässig bis sehr schwach durchlässig) bzw. kf = 5,0 

x 10-5 m/s (kiesige Sande: durchlässig). Daher wird im Plangebiet die zentrale Rückhaltung von Nieder-

schlagswasser vorgesehen. Die Drosselung der Ableitung auf den landwirtschaftlichen Abfluss führt im 

Vergleich zum Ausgangszustand zu einer veränderten Verteilung, jedoch keiner erhöhten Ableitung 

von Niederschlagswasser.  

14.4.3 Schutzgut Pflanzen und Tiere 

Durch die Nutzung der natürlichen Ressourcen stehen infolge der veränderten Flächeninanspruch-

nahme durch eine Bebauung zukünftig weniger Flächen als Lebensraum für Pflanzen und Tiere zur 
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Verfügung. Insbesondere im Bereich der Knickstrukturen, kann es zu Konflikten mit den Arten- und 

Biotopschutzbestimmungen kommen. Zudem sind während der Bauzeit Beeinträchtigungen durch 

Lärm, Licht, Staub und Bewegungen von Fahrzeugen, Maschinen und Menschen zu erwarten. 

Fledermäuse (s. AFB, 55-56) 

Die bedeutende Flugroute im Plangebiet kann durch Lichtemissionen aus dem Vorhabengebiet heraus 

zerschnitten werden. Eine Zerschneidung von Flugrouten würde die Erreichbarkeit von Jagdgebieten 

einschränken bzw. unterbinden. Damit verbunden kann u.a. ein Nichterreichen von Teilen des Habitat-

verbundes (Nahrungsräume, Quartiere), eine verkürzte Phase der Nahrungssuche, ein geringer Jagder-

folg durch geringere Nahrungsvorkommen (Insekten werden von künstlicher Beleuchtung angezogen 

und können dadurch in den dunklen Bereichen eine geringere Abundanz haben), Energieverlust durch 

Nutzung von Umwegen zu den Jagdhabitaten und als Resultat hieraus negative Auswirkungen auf die 

Entwicklung der Jungtiere sowie eine geringere Überlebenschance in den Wintermonaten sein (LBV 

2020, LEWANZIK & VOIGT 2013). Die hier festgestellten Arten, bzw. Artgruppen (Mückenfledermaus, 

Gruppe Myotis) weisen eine sehr ausgeprägte Nutzung von Flugrouten auf, ihr Flugverhalten ist struk-

turgebunden (LBV 2020). Die Mückenfledermaus weist eine geringe Empfindlichkeit gegenüber Lichte-

missionen auf, die Fledermäuse der Gruppe Myotis hingegen eine hohe (BRINKMANN et al. 2012, Voigt 

& Lewanzik (2023).  

Der zur Flugroute gehörende Knick östlich des Radweges soll für die Zufahrt der Feuerwehr um 6 m 

verkürzt werden. Um eine Unterbrechung der Flugroute zu vermeiden sind daher Maßnahmen erfor-

derlich. 

Außerdem sind Lichtemissionen aus dem Vorhabengebiet zu erwarten, die auf die Flugroute wirken. Es 

sind daher Maßnahmen erforderlich, um eine Zerschneidung / Unterbrechung der Flugroute zu vermei-

den. 

Brutvögel (s. AFB, 57-58) 

Es ist nicht auszuschließen, dass Brutvögel der Gilden Bodenbrüter, Gehölzfreibrüter, Gehölzhöhlenbrü-

ter und/ oder Nischenbrüter während der Entfernung von Gehölzen und / oder der Baufeldräumung in 

ihren unbeweglichen Entwicklungsformen (Eier und Jungvögel) getötet oder verletzt werden. 

Außerdem könnte es anlagebedingt bei den Neubauten durch Kollisionen an Glasflächen zur Tötung 

einzelner Tiere kommen. Der Verbotstatbestand ,,Fangen, Töten, Verletzen” kann somit nicht ausge-

schlossen werden. 

Im Rahmen Vorhabens werden Fortpflanzung- und Ruhestätten für Brutvögel der Gilden Bodenbrüter, 

Gehölzfreibrüter, Gehölzhöhlenbrüter und/ oder Nischenbrüter zerstört. Allerdings werden vorhaben-

bedingt auch neue Gehölzstrukturen geschaffen […]. 

Während der Bautätigkeiten kann es durch Lärm, Licht und Bewegungen zu Störungen der im Vorha-

bengebiet oder dessen Umgebung vorkommenden Brutvogelarten kommen. Eine vorhabenbedingte 

Verschlechterung des Erhaltungszustands ist allerdings nicht zu erwarten, sodass der Verbotstatbe-

stand „Störung“ gemäß § 44 BNatSchG nicht erfüllt wird. Es sind keine Maßnahmen erforderlich. 
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Feldlerche 

Die Ackerflächen können ein Bruthabitat für Offenlandbrüter (u. a. Kiebitz, Feldlerche) darstellen. Die 

Feldlerche, im unmittelbaren Randbereich des ursprünglichen Plangebiets mehrfach als wahrscheinli-

cher Brutvogel erfasst. Der westliche Rand des nun mehr überplanten Teilgebietes 1 befindet sich je-

doch deutlich davon abgesetzt. Im vorliegenden Fall schränken die vorhandene Bebauung im Norden 

mit ihren Gehölzstrukturen sowie der Knick im Osten des Plangebietes die Eignung der Flächen als 

Bruthabitat für Offenlandbrüter stark ein. Offenlandbrüter meiden sowohl die Nähe zu Gebäuden, als 

auch die Nähe zu hohen Gehölzstrukturen wie Knicks. Wenn man berücksichtigt, dass die Feldlerche 

einen Abstand von 50 m bis 100 m zu Gebäuden oder hohen Knicks einhält, so wird deutlich, dass die 

Flächen nur sehr eingeschränkt als Bruthabitat für diese Art geeignet sind.  

Ein Brutvorkommen der Feldlerche ist im Vorhabengebiet künftig jedoch nicht gesichert auszuschlie-

ßen. Während der Brutzeit könnte die Feldlerche vorhabenbedingt durch Fahrzeuge, Bautätigkeiten 

oder Lagerung von Materialien in ihren unbeweglichen Entwicklungsformen (Eiern und Jungvögeln) ge-

tötet werden. Der Verbotstatbestand ,,Fangen, Töten, Verletzen” kann somit nicht ausgeschlossen wer-

den.  

Ein Vorkommen von Brutstätten der Feldlerche im Vorhabengebiet ist künftig nicht auszuschließen, so-

dass es durch Umsetzung des B-Plans zu einer Zerstörung potentieller Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

der Feldlerche kommen kann. Aufgrund der vorhandenen, großzügigen Ausweichmöglichkeiten nach 

Westen und Süden sowie der nur geringen Plangebietsgröße ist von keiner Beschädigung von Brutstät-

ten der Feldlerche auszugehen. Der Acker könnte potentiell mehr als nur drei Brutpaaren Lebensraum 

bieten. Der Verbotstatbestand der „Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestät-

ten“ kann somit ausgeschlossen werden. 

Durch das Vorhaben kommt es zu einer Verschiebung der Abstandsgrenze, die Feldlerchen zu besiedel-

ten Gebieten bzw. vertikalen Strukturen einhalten. Außerdem kann diese Abstandsgrenze vorhabenbe-

dingt durch Lärm, Licht und Bewegungen im Zuge der Bautätigkeit und des Betriebs des Gewerbege-

bietes verschoben werden. Aufgrund der vorhandenen Ausweichmöglichkeiten sowie der geringen 

Plangebietsgröße ist von keiner Beschädigung von Brutstätten der Feldlerche auszugehen. Der Verbots-

tatbestand der „Störung“ kann somit ausgeschlossen werden. Es sind keine Maßnahmen zu beachten. 

14.4.4 Schutzgut Klima und Luft 

Die neue Bebauung wird zu der Beseitigung von Ackerflächen führen. Da es sich aber um eine verhält-

nismäßig geringe Flächengröße handelt, hat die Planung nur geringe Auswirkungen auf das Schutzgut 

'Klima und Luft'. Versiegelte Flächen und Gebäudestrukturen verstärken jedoch lokalklimatisch eine 

Wärmereflexion. Auf der Fläche für Gemeinbedarf ist es planungsrechtlich zulässig, dass diese zukünf-

tig nur ca. 10 % Freifläche aufweisen wird, da hier bis zu 90 % der Fläche versiegelt werden dürfen. Es 

wird jedoch festgesetzt, dass für die Stellplätze der privaten Pkws der Feuerwehrkameraden aus-

schließlich Materialien mit hoher Wasserdurchlässigkeit zu verwenden sind. 

Nicht überbauten Grundstücksflächen sind mit offenem oder bewachsenem Boden als Grün- oder Gar-

tenflächen anzulegen und zu unterhalten. 

Die Berücksichtigung von Klimagesichtspunkten ist möglich, z. B. ist eine Energiegewinnung durch er-

neuerbare Energien oder die Errichtung von Gründächern allgemein zulässig. Die Dachflächen der zu-

künftigen Gebäude können zur Energiegewinnung genutzt werden, da Photovoltaikanlagen auf Dach- 

und Wandflächen im Plangebiet allgemein zulässig sind. 
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Es ist eine Knick-Neuanlage im Süden des Plangebietes vorgesehen. Im Westen der Fläche ist eine 

zweireihige Hecke aus standortheimischen Gehölzen des Schlehen-Hasel-Knicks anzulegen. Es ist ein 

geschlossener Gehölzgürtel zu entwickeln, sodass das Plangebiet vollständig zum Landschaftsraum hin 

eingegrünt wird.   

Durch die Entwicklung des Plangebietes ist mit keiner erheblichen Änderung des Klimas zu rechnen. 

Auch steht die Planung in keinem direkten Kontext mit zu erwartenden Auswirkungen durch den Kli-

mawandel. Das Plangebiet liegt außerhalb von Bereichen, die durch Hochwasser und extreme Trocken-

heit o.ä. gefährdet sein könnten.  

Es ist daher davon auszugehen, dass sich bei der Umsetzung der Planung keine nachteiligen Auswir-

kungen auf das Schutzgut Klima ergeben. 

14.4.5 Schutzgut Landschaftsbild 

Es handelt sich bei dem Plangebiet um eine Ackerfläche. Eine Eingrünung ist bisher nur zu dem nördlich 

angrenzenden Wohngrundstück und zur L 53 vorhanden. Infolge der Flächeninanspruchnahme kommt 

es zu einer vollständigen Neugestaltung der Landschaft innerhalb des Plangebietes. Landschafts- und 

ortsbildbestimmende Gehölzstrukturen bleiben jedoch weitgehend erhalten. 

Es wird am Übergang zur freien Landschaft eine neue Eingrünung erforderlich, die im Bebauungsplan 

festgesetzt ist. Durch die Maßnahmen wird die Wirkung der entstehenden Bebauung in den 

angrenzenden Landschaftsplan gemindert. 

14.4.6 Schutzgut Mensch 

In der Planung ist zu prüfen, ob sich für das Schutzgut 'Mensch' Beeinträchtigungen ergeben. Beein-

trächtigungen können sich hierbei sowohl von außen ergeben, indem sie auf das Plangebiet einwirken, 

als auch, indem sie vom Plangebiet ausgehen. 

Es wurde eine lärmtechnische Untersuchung (Gewerbelärm nach TA Lärm) vom Büro Wasser- und Ver-

kehrs-Kontor GmbH aus Neumünster am 14. September 2022 erstellt, um gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse im Plangebiet und der näheren Umgebung zu gewährleisten. Das Gutachten kommt zu 

dem Ergebnis, dass Lärmschutzmaßnahmen in Form einer Lärmschutzwand erforderlich werden. Diese 

ist in der Planzeichnung und im Text festgesetzt. Zudem wurden Vorgaben zu den Oberflächen der 

Fahrgassen des geplanten Parkplatzes sowie des Betriebshofes gemacht, die im Rahmen der Erschlie-

ßungsplanung und konkreten Objektplanung berücksichtigt werden müssen. Im Rahmen der Objekt-

planung ist außerdem sicherzustellen, dass die Absauganlage einen Schallleistungspegel vonLWA = 80 

dB(A) nicht überschreitet. 

Im Hinblick auf zu erwartende Geruchsbelästigungen durch die Biogasanlage südlich des Plangebietes 

wurde im Rahmen derer Erweiterung eine Geruchs-, Ammoniak- und Stickstoffimmissionsprognose 

durch das Büro Lücking & Härtel GmbH aus Belgern-Schildau am 09. Februar 2016 erstellt.. Das Gut-

achten kommt zu dem Ergebnis, dass auf allen maßgeblichen Beurteilungsflächen die Geruchsstun-

denhäufigkeiten unterhalb der Immissionswerte der Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) liegen bzw. ir-

relevant sind. Die Zusatzbelastungen der Biogasanlage durch Geruch sind nicht als schädliche Umwelt-

auswirkungen zu werten. Im Plangebiet wurde eine Geruchshäufigkeit der Zusatzbelastung von 0,03 

bis 0,04 ermittelt. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse können daher im Plangebiet im Hinblick 

auf die Geruchsbelastung gewahrt werden.  
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An das Plangebiet grenzen landwirtschaftliche Flächen. Aus diesem Grund wird darauf hingewiesen, 

dass die aus einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung resultierenden Emissionen 

(Lärm, Staub und Gerüche) zeitlich begrenzt auf das Plangebiet einwirken können. 

14.4.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Im Plangebiet sind keine Kultur- und sonstigen Sachgüter bekannt, sodass nicht mit Auswirkungen auf 

das Schutzgut zu rechnen ist. Generell ist im Rahmen von Erdarbeiten § 15 Denkmalschutzgesetz be-

achtlich.  

14.4.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Zwischen den Schutzgütern bestehen keine Wechselwirkungen, die einer gesonderten Betrachtung 

bedürfen. 

14.4.9 Weitere Auswirkungen 

Bau des geplanten Vorhabens (der geplanten Entwicklung) 

Es ist im Vorfeld des Baus mit der Baufeldräumung und der Beseitigung von zwei insgesamt 13 m 

langen Knickabschnitte zu rechnen.  

Auswirkungen durch Bauphase, Abfälle, Techniken und schwere Unfälle 

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem Bereich, in dem mit besonderen Katastrophenfällen zu 

rechnen ist.  

Während der Bauphase ist mit erheblichen Fahrzeugbewegungen im Gelände zu rechnen. Dies kann 

zu Geräuschentwicklungen führen. Zudem werden umfangreiche Versiegelungen durch die Umsetzung 

der Planung vorbereitet. Bei den Bodenarbeiten sind die Bestimmungen des Bodenschutzes zu berück-

sichtigen; so ist der kulturfähige Oberboden vor der Herstellung der Baukörper zu beräumen und auf 

Mieten fachgerecht zwischenzulagern. Die DIN-Normen 18915, 19639 und 19731 sind bei dem Um-

gang und der Wiederverwendung des Oberbodens zu berücksichtigen. Bei einem Aufbringen von Bo-

denmaterial von einer anderen Stelle sind die Bestimmungen des § 12 BBodSchV in Verbindung mit 

der DIN 19731 zu beachten. (Weitere Hinweise: LABO-Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV (LABO2002) Die 

Verdichtungen im Unterboden sind nach Bauende vor dem Auftrag des Oberbodens zu beseitigen. Die 

Witterung ist bei dem Befahren der Böden zu beachten. 

Der sachgerechte Umgang mit dem Boden während der gesamten Bauphase sowie die Versiegelungs-

menge sind zu überprüfen. Das Bodenmaterial ist einer seinen Eigenschaften entsprechenden, hoch-

wertigen Nutzung zuzuführen und zu verwerten (z. B. für die Anlage des Knicks). Eine Entsorgung des 

Materials hat nur zu erfolgen, sofern nachgewiesene stoffliche Belastungen (Kontaminationen) eine 

anderweitige Nutzung nicht zulassen. Sollten Hinweise auf Bodenverunreinigungen angetroffen wer-

den, ist die untere Bodenschutzbehörde darüber in Kenntnis zu setzen. 

Damit während der Baumaßnahmen keine weiteren Bäume, Pflanzenbestände und 

Vegetationsflächen beschädigt werden, ist die DIN 18920 'Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 

Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen' zu berücksichtigen. 

Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das Klima 

Durch die Planung werden keine besonderen klimaschädigenden Auswirkungen verursacht. 
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Eingesetzte Techniken und Stoffe 

Es sind derzeit keine besonderen Verfahren und Stoffe bekannt. 

Die Beleuchtungsanlagen, die während der Bauphase eingesetzt werden, sind so auszurichten, dass 

nur das Plangebiet bestrahlt wird und die Umgebung unbeeinträchtigt bleibt. 

Auswirkungen durch schwere Unfälle und Katastrophen 

Vorliegend verhält es sich so, dass die Planung keine Zulässigkeit eines Störfallbetriebes begründet. 

Die zukünftige Feuerwehr sowie die zukünftigen Wohngebiete bergen keine Risiken für die Umwelt. In 

räumlicher Nähe befinden sich auch keine Gebäude bzw. Betriebe, die auf das Plangebiet katastro-

phenmäßig einwirken könnten. 

Kumulierung mit benachbarten Nutzungen und Vorhaben 

Mit benachbarten Nutzungen sind derzeit keine Kumulationen ersichtlich. 

14.4.10 Kurzzusammenfassung 

Die Planung wird zu der Beseitigung einer intensiv bewirtschafteten Ackerfläche führen. Es erfolgt ein 

Flächenverbrauch. Zudem werden umfangreiche Flächenversiegelungen durch den Bau der 

zukünftigen Gebäude mit ihren Hof- und Rangier- bzw. Stellplatzflächen sowie der 

Straßenverkehrsflächen hervorgerufen. Zwei insgesamt ca. 13 m lange Knickabschnitte werden 

beseitigt. Diese Eingriffe müssen ausgeglichen werden. Es sind Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen bzgl. des Artenschutzes (Bauzeitenregelung, Beeinträchtigung 

Leitstrukturen) zu beachten. 

Beim Umgang mit dem Boden sind die DIN-Normen 18915, 19639 und 19731, die Witterung beim Be-

fahren des Bodens und nach Bauende die Auflockerung des Untergrundes vor Auftrag des Oberbodens 

zu beachten. Sollte Bodenmaterial von anderer Stelle aufgebracht werden, ist § 12 BBodSchG zu be-

achten. Zum Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen ist die DIN-Norm 18920 

zu beachten. 

14.5 Mögliche Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswir-

kungen 

14.5.1 Vermeidungsmaßnahmen 

• Der Knick im Osten des Plangebietes entlang des Radweges wird überwiegend (ausgenommen 
Ein- und Ausfahrten) als zu erhalten festgesetzt, ebenso wie die parallel verlaufende Baumreihe  

• Die Knickneuanlage im Süden des Plangebietes ist bereits vor der Rodung der zu beseitigenden 
Knickabschnitte als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme durchzuführen. Zum langfristigen Schutz 
des wird ein 3 m breiter Knickschutzstreifen festgesetzt. 

14.5.2 Minimierungsmaßnahmen 

• Bei den Bodenarbeiten sind die Bestimmungen des Bodenschutzes zu berücksichtigen; so ist 

der kulturfähige Oberboden vor der Herstellung der Baukörper zu beräumen und auf Mieten 

fachgerecht zwischenzulagern. Mit der Beachtung der DIN-Normen 18915, 19639 und 19731 

wird der Schutz des Oberbodens gewährleistet. 
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• Mit der Beachtung der DIN-Norm 18920 wird der Schutz der Bäume, Pflanzenbestände und 

Vegetationsflächen gewährleistet. 

• Mit der Auflockerung des Unterbodens vor dem Auftrag des Oberbodens und der Berück-

sichtigung der Witterungsverhältnisse vor dem Befahren des Bodens wird der verbleibende 

Bodenbereich weiter geschützt. 

• Weiterer Bodenschutz wird erreicht durch die Beachtung des § 12 BBodSchV in Verbindung 

mit der DIN19731 im Falle eines Bodenauftrags von anderer Stelle. Weitere Hinweise enthält 

die LABO-Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV (LABO2002). 

• Der sachgerechte Umgang mit dem Boden während der gesamten Bauphase sowie die Ver-

siegelungsmenge sind zu überprüfen. Das Bodenmaterial ist einer seinen Eigenschaften ent-

sprechenden, hochwertigen Nutzung zuzuführen und zu verwerten (z. B. für die Anlage des 

Knicks). Eine Entsorgung des Materials hat nur zu erfolgen, sofern nachgewiesene stoffliche 

Belastungen (Kontaminationen) eine anderweitige Nutzung nicht zulassen. Sollten Hinweise 

auf Bodenverunreinigungen angetroffen werden, ist die untere Bodenschutzbehörde dar-

über in Kenntnis zu setzen. 

14.5.3 Artenschutz 

Fledermäuse 

• Um eine Zerschneidung / Unterbrechung der Flugroute durch die Entfernung des Knickabschnittes 
zu vermeiden, ist am nördlichen Ende des Knickes ein Großbaum (z.B. Eiche) zu pflanzen. 

• Um die Lichtemissionen aus dem Vorhabengebiet auf die Flugroute zu minimieren, sind auf 
westlicher Seite des Radweges zwischen den Eichen heimische Sträucher (z.B. Vogelkirsche, 
Weißdorn, Schlehe, Schwarzer Holunder, Hasel, Feldahorn) zweireihig zu pflanzen, die zu einer 
Feldhecke heranwachsen. Die Pflanzmaßnahmen sind vor dem Eintritt der Barrierewirkung 
umzusetzen. 

• Reduzierung von Lichtemissionen 

➢ Verzicht auf eine Außenbeleuchtung angrenzend zu der bedeutenden Flugroute. 

➢ Es ist zwingend darauf zu achten, dass keine Gehölzstrukturen beleuchtet werden. 

➢ Es sind insekten- und fledermausfreundlichen Leuchten im öffentlichen Raum zu verwenden. 
Dies bedeutet, dass vollabgeschirmte Leuchten, die kein Licht in oder oberhalb der 
Horizontalen abstrahlen, verwendet werden. Es sind LED-Leuchten mit langwelligem Licht 
(rot/orange) der Farbtemperatur 2000 K oder niedriger ohne Blau-Anteil (sog. Amber-LED) zu 
wählen (ZSCHORN & FRITZE 2022). 

Brutvögel 

• Die Baufeldräumung sowie die Beseitigung und der Schnitt von Gehölzen und gehölzbegleiten-

den Säumen ist nur außerhalb der Vogelbrutzeit, zwischen dem 01. Oktober und Ende Februar, 

zulässig.  

• Um die Wahrscheinlichkeit einer Kollision von Vögeln an Verglasungen zu reduzieren sind zu-

mindest in Richtung der Gehölze Verglasungen über Eck und Verglasungen ohne Rahmen un-

zulässig, sofern kein spezielles Vogelschutzglas verwendet wird. Gläser mit einer erhöhten 



Begründung zum Bebauungsplanes Nr. 2 – Teilgebiet 1 der Gemeinde Lebrade 

 

 
61 

 Gosch & Priewe Ingenieurgesellschaft mbH 

 

 

Spiegelung, wie beispielsweise manche Wärme- oder Sonnenschutzgläser mit deutlich verrin-

gerter Lichttransmission sind im gesamten Gebiet unzulässig. 

• Feldlerche: Ein Beginn der Bautätigkeit inmitten der artspezifischen Brutzeit (1. März bis 31. 

August) ist unzulässig. Sollte dies nicht möglich sein, sind vor Beginn der Brutzeit bis zum Be-

ginn der Bauaktivität aktive Vergrämungsmaßnahmen auf dem Acker durchzuführen. 

14.5.4 Kompensationsmaßnahmen 

Es wird Ausgleich für den Entfall von 13 Knickmetern sowie den Eingriff in das Schutzgut Boden durch 

Versiegelungen etc. erforderlich. Der Knickausgleich erfolgt Plangebietsintern während der Ausgleich 

für Eingriffe in das Schutzgut Boden einem externen Ökokonto zugeordnet wird (s. Kap. 14.6.7).  

14.6 Eingriff-Ausgleich-Bilanzierung 

Die Bilanzierung erfolgt auf Grundlage des gemeinsamen Runderlasses des Ministeriums für Inneres 

und Bundesangelegenheiten sowie des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 

ländliche Räume - Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht (IV 268/V 531 

- 5310.23) - vom 09. Dezember 2013 und den in der Anlage beigefügten 'Hinweisen zur Anwendung 

der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der verbindlichen Bauleitplanung'. Der Runderlass trat 

am 01. Januar 2014 in Kraft und wird mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft treten. 

14.6.1 Schutzgut Boden 

Die Flächenversiegelungen sind laut Runderlass im Verhältnis 1 : 0,5 auszugleichen, wenn es sich um 

Gebäudeflächen oder sonstige versiegelte Oberflächen (Vollversiegelungen) handelt. Bei den 

Vollversiegelungen ergibt sich ein Ausgleichsbedarf von 2.255 m² (4.510 m² x 0,5). Teilversiegelungen 

sind laut Runderlass im Verhältnis 1 : 0,3 auszugleichen. Da auf der Ebene des Bebauungsplanes noch 

nicht gesagt werden kann, wie viele teilversiegelte Stellplatzflächen es für die Feuerwehr geben wird, 

findet sich diese Berechnung in der Vollversiegelung wieder. 

Für die Anerkennung als Ausgleichsmaßnahme ist es erforderlich, dass intensiv landwirtschaftlich 

genutzte Flächen aus der Nutzung genommen und zu einem naturnahen Biotop entwickelt werden. Im 

vorliegenden Fall werden 2.255 m² einem externen Ökokonto zugeordnet. 

14.6.2 Schutzgut Wasser 

Es wurde am 23. September 2021 ein Bodengutachten durch das Büro für Geotechnik und Umwelt-

chemie, Dipl. Ing. Hajo Bauer, erstellt. Bezüglich der Versickerung von Regenwasser wurden bei den 

fünf vorgenommenen Sondierungen keine ausreichend günstigen Bodenverhältnisse angetroffen. Der 

Durchlässigkeitsbeiwert (kf-Wert) dieser Bodenschichten liegt erfahrungsgemäß bei kf = 1,0 x 10-7 m/s 

bis kf = 1,0 x 10-10 m/s (Beckenschluffe: schwach durchlässig bis sehr schwach durchlässig) bzw. kf = 5,0 

x 10-5 m/s (kiesige Sande: durchlässig). Daher muss das anfallende Niederschlagswasser überwiegend 

dezentral gesammelt abgeführt werden. 

Gemäß dem angewendeten Bilanzierungsverfahren wird Ausgleich für das Schutzgut Wasser erforder-

lich, wenn anfallendes Niederschlagswasser nicht naturnah zurückgehalten oder versickert werden 

kann. Im Plangebiet stehen Böden an, welche eine Versickerung kaum ermöglichen. Die Drosselung 

der Ableitung auf den landwirtschaftlichen Abfluss führt im Vergleich zum Ausgangszustand zu keiner 

erhöhten Ableitung von Niederschlagswasser. Eine zu bilanzierende Beeinträchtigung des Schutzgutes 

Wasser ist daher nicht zu erwarten.  
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14.6.3 Schutzgut Klima/Luft 

Für das Schutzgut 'Klima/Luft' ergibt sich kein Ausgleichsbedarf. 

14.6.4 Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

Es werden Knickabschnitte mit einer Länge von insgesamt ca. 13 m beseitigt. Ggf. ist die Beseitigung 

von einem weiteren Knickmeter (Ausgleich: 2 Knickmeter) nach Süden erforderlich. Dieser ist jedoch 

nicht innerhalb des Plangebietes gelegen, sondern wäre über den ohnehin gesonderten zu stellenden 

Antrag auf Knickbeseitigung zu berücksichtigen.  Gemäß den Durchführungsbestimmungen zum Knick-

schutz ist dieser im Verhältnis 1 : 2 auszugleichen. Demnach sind insgesamt 26 m Knick neu anzulegen. 

Im Süden des Plangebietes wird ein Knick neu angelegt. Es handelt sich um eine Knick-Neuanlage mit 

einer Länge von 62 m, die als Ausgleich für die Knickbeseitigung angerechnet werden kann. Dieser 

dient zugleich als Eingrünungsmaßnahme.  

Die verbleibenden Knicks werden als zu erhalten festgesetzt und können gemäß den 

'Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz' als unbeeinträchtigt beurteilt werden, da die 

erforderlichen Abstände von 1 H (Höhe baulicher Anlagen) eingehalten werden. Zudem erhalten sie 

einen Knickschutzstreifen. 

Außerdem ist eine Knick-Neuanlage im Süden der Gemeinbedarfsfläche vorgesehen. Die in der Plan-

zeichnung festgesetzten Anpflanzflächen im Süden des Plangebietes sind als Knick gemäß den 'Durch-

führungsbestimmungen zum Knickschutz' anzulegen. Der dann nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 

LNatSchG neu angelegte, geschützte Knick ist zu erhalten und darf nicht mit Boden angefüllt oder mit 

nicht-einheimischen Gehölzen bepflanzt werden (Pflanzanweisungen: siehe Kap. 15.9.4). 

Im Südwesten und Westen der Fläche ist eine dreireihige Hecke aus standortheimischen Gehölzen des 

Schlehen-Hasel-Knicks anzulegen. Es ist ein geschlossener Gehölzgürtel zu entwickeln, sodass das Plan-

gebiet vollständig zum Landschaftsraum hin eingegrünt wird.   

Die festgesetzten Maßnahmenflächen (Knickschutzstreifen) dienen dem Schutz der bestehenden und 

zukünftigen Knicks innerhalb des Plangebietes. Innerhalb der festgesetzten Knickschutzstreifen ist die 

Errichtung - auch baugenehmigungsfreier - hochbaulicher Anlagen unzulässig. Ebenso unzulässig sind 

Flächenversiegelungen, Bodenbefestigungen, Aufschüttungen, Abgrabungen sowie die Lagerung von 

Gegenständen und Materialien jeglicher Art. 

Des Weiteren werden Baumpflanzungen auf den jeweiligen Baugrundstücken verbindlich vorgegeben 

und die Baumreihe im Osten sowie die Eiche mit einem Stammdurchmesser von 0,8 m im nördlichen 

Bereich und weitere 3 Bäume als zu erhalten festgesetzt. 

Auf den Baugrundstücken ist, soweit noch nicht vorhanden, mindestens ein einheimischer und stand-

ortgerechter Laubbaum (Stammumfang mindestens 14 cm, gemessen in 1,0 m Höhe über dem Erd-

reich) in der der Baufertigstellung folgenden Pflanzperiode anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und 

bei Abgang zu ersetzen (Baumvorschläge siehe Kap.15.9.4). 

Die in der Planzeichnung als zu erhalten festgesetzten Einzelbäume sind dauerhaft zu pflegen und zu 

erhalten. Ausgefallene Bäume sind zu ersetzen. Innerhalb der Kronentraufbereiche zzgl. eines 1,5 m 

breiten Entwicklungsstreifens sind Vollversiegelungen, Auf- und Abgrabungen sowie hochbauliche An-

lagen unzulässig. Versiegelungen sind ausschließlich in wasser- und luftdurchlässiger Bauweise zuläs-

sig. 
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Gemäß dem Runderlass stellen Beseitigungen von 'Flächen mit allgemeiner Bedeutung für den 

Naturschutz' keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut 'Arten und 

Lebensgemeinschaften' dar. Die Beeinträchtigungen gelten deshalb mit der Ausgleichsmaßnahme, die 

für das Schutzgut 'Boden' erbracht wird, als ausgeglichen, wenn diese auch positive Auswirkungen auf 

das Schutzgut 'Arten und Lebensgemeinschaften' hat. Diese Bedingung ist im vorliegenden Fall erfüllt. 

14.6.5 Landschaftsbild 

Zum Übergang zur freien Landschaft im Süden und Westen wird eine neue Eingrünung erforderlich, 

die im Bebauungsplan festgesetzt ist. Nach Süden erfolgt die Neuanlage von Knickstrukturen mit 

vorgelagertem Schutzstreifen. Da nach Westen zukünftig die Entwicklung von Wohnbauflächen 

vorgesehen ist, wird in diese Richtung lediglich eine zweireihige Heckenpflanzung vorgesehen. 

14.6.6 Zusammenfassung 

Eingriff-Ausgleich-Bilanzierung 

Eingriff Ausgleichs- 
verhältnis 

Ausgleichs- 
pflichtige 

Fläche 

Ausgleichs- 
Fläche 

Schutzgut Boden 

Flächenversiegelungen 

Vollversiegelungen:         4.510 m² 

 

 

1 : 0,5 

 

 

2.255 m² 

Schutzgut Boden 

Ausgleichsmaßnahme 1 

2.255 Ökopunkte  

über ein externes Ökokonto der 

ecodots GmbH, Kreis Plön, 

Gemeinde Köhn, Az.: 3/08170243  

Schutzgut Landschaftsbild/ 

Schutzgut Arten und 

Lebensgemeinschaften 

Beseitigung von Knickabschnitten 

Länge: 13 m 

 

 

 

1 : 2 

 

 

 

26 m 

Schutzgut Landschaftsbild/ 

Schutzgut Arten und 

Lebensgemeinschaften 

Ausgleichsmaßnahme 2  

Knick-Neuanlage im Süden des 
Plangebietes:  Länge: 62 m 

Die Eingriffe werden durch die dargestellten Ausgleichsmaßnahmen vollständig ausgeglichen. 

14.6.7 Ausgleichsmaßnahmen 

Ausgleichsmaßnahme 1 (extern)- Flächenausgleich 

Der externe Kompensationsbedarf der Eingriffsregelung wurde mit einem Umfang von 2.255 m² flä-

chigem Ausgleich ermittelt. 

Der Ausgleich für das Schutzgut Boden erfolgt über ein externes Ökokonto in Form von 2.255 Öko-

punkten. Es handelt sich um ein Ökokonto der ecodots GmbH in der Gemeinde Köhn, Kreis Plön, mit 

dem Aktenzeichen 3/08170243. 

Der Ausgleich wird dem Bebauungsplan über eine Zuordnungsfestsetzung konkret zugeordnet. 

Ausgleichsmaßnahme 2 (intern) - Knick-Neuanlage entlang der südlichen Plangebietsgrenze 

Für die Beseitigung von insgesamt ca. 13 m Knick müssen insgesamt 26 m Knick neu angelegt werden. 

Zur Eingrünung der südlichen Plangebietsgrenze werden insgesamt ca. 62 m Knick neu angelegt. Der 
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neu anzupflanzende Knick ist gem. den 'Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz' anzulegen (s. 

Pflanzanweisungen Kap. 14.9.4) . 

Der Knick ist dauerhaft zu erhalten und gem. den 'Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz' zu 

pflegen.  

 

14.7 Betrachtung von anderweitigen Planungsmöglichkeiten 

a) Anderweitige Planungsmöglichkeiten innerhalb des Geltungsbereiches 

Aufgrund der geringen Plangebietsgröße und der geplanten Nutzung sind kaum Planungsvarianten 

vorhanden. Aus Sicherheitsgründen sind zwei getrennt Zu- und Ausfahrten für PKWs und 

Einsatzfahrzeuge erforderlich. 

b)  Planungsvarianten außerhalb des Geltungsbereiches 

Es wurde eine Standortalternativenprüfung durchgeführt. Innerhalb des Gemeindegebietes stehen 

derzeit keine geeigneten Flächen zur Verfügung, die für einen Feuerwehrstandort – und eine 

perspektivische Wohnraumentwicklung – genutzt werden können (s. Kap. 6  – 

Entwicklungspotentiale).  

14.8 Beschreibung der erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen 

Durch die Ausweisungen (Fläche für Gemeinbedarf) erfolgt eine erhebliche Flächenversieglung, durch 

die sich Änderungen hinsichtlich des Oberflächenabflusses ergeben werden. 

14.9 Zusätzliche Angaben 

14.9.1 Beschreibung der verwendeten technischen Verfahren 

Es wurden im Rahmen der Bearbeitung des Umweltberichtes folgende Fachgutachten herangezogen: 

- eine Baugrunduntersuchung vom Büro für Geotechnik und Umweltchemie Dipl. Geol. Hajo Bauer  

- eine Lärmtechnische Untersuchung (Gewerbelärm nach TA Lärm) vom Büro Wasser- und Verkehrs-

Kontor GmbH  

- eine Geruchs-, Ammoniak- und Stickstoffimmissionsprognose vom Büro Lücking & Härtel GmbH  

-     ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vom Planungsbüro ALSE. 

Weitere technische Verfahren wurden nicht angewendet. 

14.9.2 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Es traten keine Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben auf. 

14.9.3 Monitoring 

Nach § 4c Satz 1 BauGB muss die Gemeinde im Rahmen des ‚Monitorings‘ die vorhergesehenen erheb-

lichen nachteiligen Auswirkungen der Planung überwachen bzw. im Rahmen der Überwachung auch 

die entsprechenden unvorhergesehenen Auswirkungen ermitteln, um so in der Lage zu sein, ggf. ge-

eignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 

Hierzu sind folgende Überwachungsmaßnahmen geeignet: 
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• Für den gesamten Geltungsbereich regelmäßige Überwachungstermine in kurzfristigen Ab-

ständen im Rahmen der Bauausführung bis zur Fertigstellung zur Überwachung der baube-

dingten Auswirkungen sowie gezielte Überprüfung bei entsprechenden Hinweisen aus der Be-

völkerung. 

• Für den gesamten Geltungsbereich unregelmäßige Überwachungstermine in mittel- bis lang-

fristigen Abständen zur Überwachung der anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen so-

wie gezielte Überprüfung bei entsprechenden Hinweisen aus der Bevölkerung. 

• Die o.g. Überwachung erfolgt im Regelfall durch ‚Inaugenscheinnahme‘ und unter räumlicher 

Berücksichtigung unmittelbar angrenzender Flächen. 

Auf die rechtliche Zuständigkeit anderer Behörden, insbesondere der Bauaufsichtsbehörde im Zusam-

menhang mit der Vollzugskontrolle der Festsetzungen, wird hier allgemein besonders hingewiesen und 

diese bleibt unabhängig vom Monitoring unberührt. 

Die Planung schafft Baurechte, die zu umfangreichen Flächenversiegelungen führen werden. Nachdem 

die Flächenversiegelungen erfolgt sind, ergeben sich durch diese keine weitergehenden Auswirkungen 

für die Umwelt, so dass ein Monitoring hier nicht erforderlich ist. 

Für die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen sind jedoch weitere Überprüfungen, auch nach der 

Fertigstellung der Bebauung, notwendig und ggf. Pflegemaßnahmen sowie Nachpflanzungen 

durchzuführen. 

Der sachgerechte Umgang mit dem Boden während der gesamten Bauphase sowie die Versiegelungs-

menge sind zu überprüfen. 

14.9.4 Pflanzanweisung 

Knicks 

Der Knick ist in der typischen Form und mit den Maßen anzulegen. Die Grundfläche des Erdwalles ist 

demnach 2,50 m breit. Eine Breite von 3,00 m ist ebenfalls zulässig. Die Wallkrone erhält eine Breite 

von 1,50 m. Die Wallhöhe beträgt 1,00 m. 

Die Wallkronen der Knicks sind mit einheimischen standortgerechten Gehölzen (Sträucher und Heister) 

zu bepflanzen. In der Pflanzenliste sind Gehölzarten aufgeführt, die für die Knick-Bepflanzung geeignet 

sind. 

Einheimische standortgerechte Gehölze für die Bepflanzung 

Heister 

Acer campestre - Feld-Ahorn 

Acer platanoides - Spitz-Ahorn 

Acer pseudoplatanus - Berg-Ahorn 

Carpinus betulus - Hainbuche 

Fagus sylvatica - Rot-Buche 

Prunus avium - Vogel-Kirsche 

Quercus robur - Stiel-Eiche 

Sorbus aucuparia - Eberesche 

 



Begründung zum Bebauungsplanes Nr. 2 – Teilgebiet 1 der Gemeinde Lebrade 

 

 
66 

 Gosch & Priewe Ingenieurgesellschaft mbH 

 

 

Sträucher 

Cornus sanguinea - Roter Hartriegel 

Corylus avellana - Hasel 

Crataegus monogyna - Eingriffliger Weißdorn 

Crataegus laevigata - Zweigriffliger Weißdorn 

Euonymuseuropaea - Gemeinese Pfaffenhütchen 

Prunus padus - Trauben-Kirsche 

Prunus spinosa - Schlehe 

Rosa canina - Hunds-Rose 

Rubus fruticosus - Echte Brombeere (mehrere Arten) 

Salix caprea - Sal-Weide 

Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 

Viburnum opulus - Gewöhnlicher Schneeball 

 

Aus der Pflanzenliste sollte eine Auswahl hinsichtlich der zu verwendenden Gehölzarten getroffen wer-

den. Damit sich die Gehölze nicht gegenseitig verdrängen, sollten Gehölze der gleichen Art in kleinen 

Gruppen gepflanzt werden. Es wird empfohlen, dass sich die Bepflanzung aus verschiedenen Gehölz-

arten zusammensetzt. 

Der Knick ist zweireihig zu bepflanzen. Der Pflanzabstand innerhalb der Pflanzenreihe beträgt 1,00 m, 

der Reihenabstand beträgt 0,80 m. Der Pflanzboden ist mit Strohmulch zu bedecken. 

Für die Sträucher und Heister sind folgende Pflanzqualitäten zu wählen: 

− Sträucher, zweimal verpflanzt (2xv), 3 - 5 Triebe (Tr), ohne Ballen (oB),  60 - 100 cm; 

− Heister, zweimal verpflanzt (2xv), ohne Ballen (oB), 80 - 100 cm. 

Der Knick ist wirksam gegen Wildverbiss zu schützen. Es wird empfohlen, zum Schutz der Gehölze zu 

allen Seiten des Knicks einen Wildschutzzaun (Höhe von 1,80 m) zu errichten. 

14.10 Zusammenfassung des Umweltberichtes 

Es ist geplant einen neuen Gemeinde-Feuerwehrstandort planungsrechtlich vorzubereiten, der die 

Standorte der Ortswehren Lebrade und Kossau ersetzt. Es wird eine 'Fläche für Gemeinbedarf' mit der 

Zweckbestimmung 'Feuerwehr' festgesetzt. Außerdem wird ein Knick mit vorgelagertem Knickschutz-

streifen neu angelegt. Ebenfalls werden anzupflanzende und zu erhaltene Gehölze festgesetzt. 

Zwei Knickabschnitte von 6 m und ein 7 m Breite müssen beseitigt werden. Sie werden im Verhältnis 

1 : 2 ausgeglichen (26 m). Der Ausgleich findet im Süden des Plangebietes durch eine Knickneuanlage 

von 62 m Länge statt. 

Mit dem Bebauungsplan werden umfangreiche Flächenversiegelungen vorbereitet, die ausgeglichen 

werden müssen. Der Ausgleich, der für das Schutzgut Boden erforderlich wird, wird einem Ökokonto 

zugeordnet. 
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• Geodateninfrastruktur Schleswig-Holstein, Digitaler Atlas Nord, https://danord.gdi-
sh.de/viewer/resources/apps/ArchaeologieSH/ index.html?lang=de 

• Umweltportal Schleswig-Holstein, https://umweltportal.schleswig-
holstein.de/kartendienste?lang=de&topic=thallgemein&bgLayer=sgx_geodatenzentrum_de_d
e_basemapde_web_raster_grau_DE_EPSG_25832_ADV&layers_opacity=7c580a03df586bef08
b9a9bddd76bdea&E=557334.96&N=6025073.13&zoom=4&layers=86baf29d99c7f3656f9c928
0f61027ad 

https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/
https://www.gesetze-im-internet.de/bbodschg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1a.html
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=NatSchG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=NatSchG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true
https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/ArchaeologieSH/index.html?lang=de
https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/ArchaeologieSH/index.html?lang=de
https://umweltportal.schleswig-holstein.de/kartendienste?lang=de&topic=thallgemein&bgLayer=sgx_geodatenzentrum_de_de_basemapde_web_raster_grau_DE_EPSG_25832_ADV&layers_opacity=7c580a03df586bef08b9a9bddd76bdea&E=557334.96&N=6025073.13&zoom=4&layers=86baf29d99c7f3656f9c9280f61027ad
https://umweltportal.schleswig-holstein.de/kartendienste?lang=de&topic=thallgemein&bgLayer=sgx_geodatenzentrum_de_de_basemapde_web_raster_grau_DE_EPSG_25832_ADV&layers_opacity=7c580a03df586bef08b9a9bddd76bdea&E=557334.96&N=6025073.13&zoom=4&layers=86baf29d99c7f3656f9c9280f61027ad
https://umweltportal.schleswig-holstein.de/kartendienste?lang=de&topic=thallgemein&bgLayer=sgx_geodatenzentrum_de_de_basemapde_web_raster_grau_DE_EPSG_25832_ADV&layers_opacity=7c580a03df586bef08b9a9bddd76bdea&E=557334.96&N=6025073.13&zoom=4&layers=86baf29d99c7f3656f9c9280f61027ad
https://umweltportal.schleswig-holstein.de/kartendienste?lang=de&topic=thallgemein&bgLayer=sgx_geodatenzentrum_de_de_basemapde_web_raster_grau_DE_EPSG_25832_ADV&layers_opacity=7c580a03df586bef08b9a9bddd76bdea&E=557334.96&N=6025073.13&zoom=4&layers=86baf29d99c7f3656f9c9280f61027ad
https://umweltportal.schleswig-holstein.de/kartendienste?lang=de&topic=thallgemein&bgLayer=sgx_geodatenzentrum_de_de_basemapde_web_raster_grau_DE_EPSG_25832_ADV&layers_opacity=7c580a03df586bef08b9a9bddd76bdea&E=557334.96&N=6025073.13&zoom=4&layers=86baf29d99c7f3656f9c9280f61027ad
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LÜCKING & HÄRTEL GMBH, 

• Geruchs-, Ammoniak- und Stickstoffimmissionsprognose, 09.02.2016 
 

MINISTERIUM FÜR UMWELT, NATUR UND FORSTEN DES LANDES SCHLESWIG-HOLSTEIN 

• Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein, 1999 
 

MINISTERIUM FÜR ENERGIEWENDE, LANDWIRTSCHAFT, UMWELT UND LÄNDLICHE RÄUME 

• Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht, 2013, gemeinsam 
herausgegeben mit dem Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten 

• Naturschutzrecht für Schleswig-Holstein, 2016 
 

MINISTERIUM FÜR ENERGIEWENDE, LANDWIRTSCHAFT, UMWELT, NATUR UND DIGITALISIERUNG 

• Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III, Kreisfreie Städte Kiel und Neumünster, Kreise 
Plön und Rendsburg-Eckernförde (2020) 

 
 

PLANUNGSBÜRO ALSE 

• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, 17.11.2023 

 

WASSER- UND VERKEHRS-KONTOR GMBH 

• Lärmtechnische Untersuchung (Gewerbelärm nach TA Lärm), 14.09.2022 
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16 Billigung 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lebrade hat die Begründung in der Sitzung 

  

am ……………. gebilligt. 

 

 

Lebrade, den ………………. 

 

 

 

 

Der Bürgermeister                                              Siegel 

  

Aufgestellt durch:  

 

 

 


